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1 Einleitung 

„Im öffentlichen Dienst arbeiten nur Beamte und die sind sowieso faul“ oder „der öffent-

liche Dienst ist veraltet und bietet keine Karrierechancen“, sind nur einige der vielen Vor-

urteile, die im Volksmund über den öffentlichen Dienst herrschen, doch sind diese Vor-

urteile über den öffentlichen Dienst auch tatsächlich gerechtfertigt? Oder bietet der öf-

fentliche Dienst doch mehr Attraktivitätskriterien als ursprünglich gedacht?  

In der vorliegenden Bachelorarbeit sollen mögliche Attraktivitätskriterien, die der öffent-

liche Dienst in Sachsen bietet, mit der Privatwirtschaft verglichen werden. Ziel der Ba-

chelorarbeit soll es sein, die Ausgangsfrage, ob der öffentliche Dienst in Sachsen attrak-

tiver ist als gedacht ist, beantworten zu können.  

Zu Beginn der vorliegenden Bachelorarbeit findet daher eine kurze Betrachtung darüber 

statt, wie sich der öffentlichen Dienste in Sachsen innerhalb der letzten zehn Jahre ent-

wickelt hat. Darauf aufbauend folgt unter der Betrachtung von verschiedenen aktuellen 

Kriterien eine Zukunftsprognose für den öffentlichen Dienst in Sachsen.   

Im weiteren Verlauf dieser Arbeit werden dann ausgewählte Kriterien für Beamte und 

Tarifbeschäftigte des öffentlichen Dienstes in Sachsen im Hinblick auf ihre Attraktivität 

untersucht und miteinander verglichen. Um eine Antwort auf die Ausgangsfrage der vor-

liegenden Bachelorarbeit finden zu können, werden die untersuchten Kriterien zum Ab-

schluss dieser Bachelorarbeit auf die Privatwirtschaft übertragen. Durch die Übertragung 

der Kriterien soll der öffentliche Dienst mit der Privatwirtschaft verglichen werden und 

eine Beantwortung der Ausgangsfrage möglich sein.   
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2 Begriffsbestimmung „öffentlicher Dienst“ 

Zum besseren Verständnis soll zunächst eine kurze Einordnung des Begriffes „öffentli-

cher Dienst“ erfolgen.  

Der Begriff „öffentlicher Dienst“ bezeichnet die Verwendung von Personen, welche im 

Dienst einer juristischen Person des öffentlichen Rechts stehen. Die Verwendung tritt 

dabei auf verschiedenen Ebenen bzw. in unterschiedlichen Beschäftigungsbereichen 

auf. So unterscheiden sich die folgenden vier Beschäftigungsbereiche, gegliedert nach 

dem Beschäftigungsanteil:  

1. Der Landesbereich mit 2,38 Mio. Beschäftigten 

2. Der kommunale Bereich mit 1,48 Mio. Beschäftigten 

3. Der Bundesbereich mit 493.000 Beschäftigten 

4. Der Sozialversicherungsbereich mit 370.000 Beschäftigten 

Im Jahr 2017 waren insgesamt knapp 4,73 Mio. Menschen im öffentlichen Dienst be-

schäftigt. Mehr als die Hälfte der Beschäftigten waren Arbeitnehmer/-innen, gefolgt von 

Beamten/-innen, Richter/-innen sowie Berufs- und Zeitsoldaten/-soldatinnen (vgl. Statis-

tisches Bundesamt 2018).  

Die Beschäftigungsbereiche im öffentlichen Dienst sind dabei sehr vielfältig. Sie gehen 

von allgemeinen Verwaltungstätigkeiten in verschiedenen Ämtern über die Finanzver-

waltung bis hin zur Arbeit an Schulen bzw. Hochschulen sowie zu Tätigkeiten im Sozial-

, Gesundheits- und Sozialversicherungsbereich. 

 

3 Die Entwicklung des öffentlichen Dienstes in Sachsen 

Um eine bessere Aussage über die Entwicklung des öffentlichen Dienstes in Sachsen 

machen zu können, soll die Entwicklung in verschiedenen Bereichen innerhalb der letz-

ten 10 Jahre, aufgeteilt in fünf Jahresabständen, betrachtet werden. Somit werden die 

Jahre 2007, 2012 und 2017 miteinander verglichen. Da noch keine aktuellen Zahlen aus 

dem Jahr 2018 veröffentlicht wurden, bildet das Jahr 2017 das Basisjahr.  

Der öffentliche Dienst in Sachsen umfasst „das Land, die Gemeinden und Gemeinde-

verbände, die Sozialversicherungsträger sowie die staatlichen und kommunalen Einrich-

tungen, die in öffentlicher Rechtsform geführt werden (einschließlich der Zweckver-

bände)“ (Statistisches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2017: S. 3).  
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3.1 Altersstruktur 

2007 lag das Alter der Beschäftigten im Durchschnitt zwischen dem 35. und 58. Lebens-

jahr (vgl. Statistisches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2007: S. 14). Im Jahr 2012 ist 

der Altersdurchschnitt der Beschäftigten im Freistaat Sachsen sowohl bei den Beamten 

als auch bei den Beschäftigten leicht angestiegen und lag im Schnitt zwischen dem 40. 

und dem 60. Lebensjahr (vgl. Statistisches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2012: 

S.12). 2017 erfolgte ein weiterer Anstieg des Altersdurchschnitts und somit lag dieser im 

Jahr 2017 zwischen dem 42. und dem 62. Lebensjahr (vgl. Statistisches Landesamt d. 

Freistaates Sachsen 2017: S. 12). Im direkten Vergleich dieser drei Jahre fällt auf, dass 

der Altersdurchschnitt immer weiter nach oben angestiegen ist. Ebenfalls auffällig ist, 

dass die niedrigen Alter zwischen dem 16. und 40. Lebensjahr nur sehr gering vertreten 

sind. Der überwiegende Teil der Beamten und Beschäftigten findet sich zwischen dem 

40. und 60. Lebensjahr wieder. Anhand der Alterszahlen lässt sich deutlich erkennen, 

dass der öffentliche Dienst in naher Zukunft eine große Zahl von altersbedingten Abgän-

gen haben wird, die mit dem vorhandenen Personal nicht kompensiert werden können. 

Eine intensivere Betrachtung dieser Problematik und ob bereits Gegenmaßnahmen 

stattfinden, wird unter Punkt 4.1 ausführlicher erläutert.  

3.2 Einstellungszahlen 

Im Jahr 2007 befanden sich rund 1.030 Personen in einem Beamtenanwärterverhältnis 

und 5.654 Personen in einer Berufsausbildung beim Freistaat (vgl. Statistisches Landes-

amt d. Freistaates Sachsen 2007: S. 17). Im Jahr 2012 ist die Zahl der Beamtenanwärter 

auf 1.290 angestiegen, ebenso die Zahl derer, die eine Berufsausbildung absolvierten. 

So betrug die Zahl der Personen in einer Berufsausbildung im Jahr 2012 rund 5.670 (vgl. 

Statistisches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2012: S.15). Der Trend von steigenden 

Einstellungszahlen, insbesondere im Beamtenverhältnis, setzte sich auch im Jahr 2017 

fort. So befanden sich 2017 etwa  1.550 Personen in einem Beamtenanwärterverhältnis. 

Die Zahl derer, die eine Berufsausbildung im öffentlichen Dienst in Sachsen absolvier-

ten, ist in 2017 dagegen auf 5.291 Personen gesunken (vgl. Statistisches Landesamt d. 

Freistaates Sachsen 2017: S.14). Es lässt sich somit festhalten, dass die Zahl der Be-

amtenanwärter in den letzten 10 Jahren deutlich angestiegen ist, hingegen aber die Zahl 

derer, die eine allgemeinen Berufsausbildung im öffentlichen Dienst in Sachsen absol-

vierten, zurückgegangen ist. Welche Folgen der Rückgang der Ausbildungszahlen für 

den öffentlichen Dienst in Sachsen mit sich bringt und wie der öffentliche Dienst dagegen 

vorgeht, wird unter Punkt 4.2 näher betrachtet.  
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3.3 Beschäftigungszahlen  

Im Jahr 2007 lag die Beschäftigungszahl der Beamten und Beschäftigten insgesamt bei  

198.069 (vgl. Statistisches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2007: S. 17). Im Jahr  

2012 ist die Zahl der Beschäftigten im Freistaat Sachsen statistisch leicht angestiegen 

und zählte insgesamt 199.702 Personen (vgl. Statistisches Landesamt d. Freistaates 

Sachsen 2012: S.15). Der Anstieg war jedoch nur von kurzer Dauer, denn bereits im 

Jahr 2017 ist die Beschäftigungszahl statistisch auf 199.629 abgesunken (vgl. Statisti-

sches Landesamt d. Freistaates Sachsen 2017: S.14). Auch hier lässt sich eine Tendenz 

dahingehend vermuten, dass sich das Defizit in den kommenden Jahren noch erhöhen 

könnte. Eine ausführliche Zukunftsprognose zur Entwicklung der Beschäftigungszahlen 

erfolgt unter Punkt 4.3.  

Abschließend lässt sich somit festhalten, dass sich der öffentliche Dienst in Sachsen in 

den letzten 10 Jahren deutlich verändert hat. Die Altersstruktur ist angestiegen, die Be-

schäftigungszahlen sind rückläufig und die Einstellungen lediglich im Beamtenbereich 

erfreulich. Es wird deutlich, dass der öffentliche Dienst in Sachsen handeln muss, um 

insbesondere junge Menschen für sich zu gewinnen. Denn gerade bei Betrachtung der 

Altersstruktur wird klar, dass die Zahl der altersbedingten Abgänge in den kommenden 

Jahren von enormer Bedeutung sein wird. Betrachtet man in diesem Zusammenhang 

die Einstellungszahlen, kann man erahnen, dass der öffentliche Dienst die altersbeding-

ten Abgänge mit den eingestellten Auszubildenden nicht vollständig kompensieren kann 

und folglich freie Stellen nicht mit eigenem Nachwuchs besetzen kann. Wie die Zukunft 

sich für den öffentlichen Dienst in Sachsen genau gestaltet, wird im weiteren Verlauf 

dieser Bachelorarbeit erörtert.  

4 Zukunftsprognose für den öffentlichen Dienst in Sachsen 

Wie bereits aus der Entwicklung des öffentlichen Dienstes in Sachsen deutlich geworden 

ist, steht der öffentliche Dienst in Sachsen zukünftig in vielen Bereichen vor großen Her-

ausforderungen. Insbesondere die altersbedingten Abgänge und der fehlende Nach-

wuchs stellen ein großes Problem dar, welches der Freistaat lösen muss. Aber auch der 

direkte Konkurrenzkampf mit der Privatwirtschaft und folglich der Wettbewerb um quali-

fiziertes Personal ist für den öffentlichen Dienst in Sachsen als Arbeitgeber von großer 

Bedeutung. Im Folgenden soll daher eine Zukunftsprognose für den öffentlichen Dienst 

in Sachsen, speziell für den Landes- und Kommunalbereich erfolgen.  
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4.1 Altersstruktur  

Wie bereits unter Punkt 3.1 erläutert, liegt der Altersdurchschnitt im öffentlichen Dienst 

in Sachsen zwischen dem 40. und 60. Lebensjahr. Somit ist der öffentliche Dienst in 

Sachsen überaltert. Aber nicht nur in Sachsen ist der Altersdurchschnitt überdurch-

schnittlich hoch, so lag das generelle Durchschnittsalter für den öffentlichen Dienst in 

Deutschland im Jahr 2017 bei 44,5 Jahren (vgl. Statistisches Bundesamt 2018: S. 33). 

Betrachtet man die Grafiken 1-3 im Anhang, ist deutlich zu sehen, dass die breite Masse 

der Beschäftigten im oberen Altersbereich angesiedelt und nur eine geringe Zahl im un-

teren Alterssegment zu finden ist. Um dagegen anzugehen, muss sich der öffentliche 

Dienst in Sachsen für junge Leute attraktiv und interessant gestalten. Insbesondere die 

Nachwuchsgewinnung ist in diesem Zusammenhang von enormer Bedeutung.  

4.2 Ausbildungsoffensive1  

Unter Punkt 3.2 wurde bereits eingehend erläutert, dass die Ausbildungszahlen im öf-

fentlichen Dienst in Sachsen rückläufig sind, sodass sowohl der Landes-, als auch der 

kommunale Bereich frei werdende Stellen nicht ausreichend mit eigenem Nachwuchs 

besetzen kann.  

Aus diesem Grund hat der Freistaat zu Beginn des Jahres 2018 seine Ausbildungsof-

fensive verabschiedet. Geplant ist es, die Ausbildungskapazitäten ab dem Jahr 2019 

mehr als zu verdoppeln und dadurch das ausscheidende Personal zu kompensieren. Bis 

2030 werden mehr als die Hälfte der Beschäftigten den öffentlichen Dienst in Sachsen 

verlassen, sodass ein Generationenwechsel bevorsteht, den der Freistaat mit seiner 

Ausbildungsoffensive ausgleichen möchte (vgl. Sächsische Staatskanzlei 2018).  

In Zahlen bedeutet dies, dass bis 2030 rund 44.200 Bedienstete aus dem öffentlichen 

Dienst des Freistaates ausscheiden werden. Dies wiederum bedeutet einen Personal-

abgang, der zwischen 2.400 und 3.400 Beschäftigten pro Jahr liegt (vgl. Sächsische 

Staatskanzlei 2018).  

Aus diesem Grund sollen insbesondere die Ausbildungszahlen an den staatseigenen 

Ausbildungseinrichtungen erhöht werden. So stellt der Freistaat ab dem Jahr 2019 rund 

550 Beamtenanwärter, Studenten und Auszubildende, verteilt auf das Ausbildungszent-

rum Bobritzsch, die Hochschule Meißen und Fortbildungszentrum, die Landesfeuer-

wehr- und Katastrophenschutzschule Nardt und den Staatsbetrieb Sachsenforst ein. 

Zum Vergleich, die Einstellungszahl lag im Jahr 2018 noch bei 221 Beamtenanwärtern, 

                                                
1 Dieser Abschnitt bezieht sich sowohl auf Studenten der Landesebene, als auch auf kommunal einge-
stellte Studenten. 
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Studenten und Auszubildenden. Auch die Kommunen in Sachsen sowie die Mitteldeut-

sche Rentenversicherung haben einen Bedarf von knapp 300 Ausbildungsplätzen pro 

Jahr gemeldet (vgl. Sächsische Staatskanzlei 2018).   

Mit der Ausbildungsoffensive will der Freistaat bis 2030 eine solide Basis schaffen um 

dem Generationenwechsel, den wachsenden Anforderungen von Bürgern sowie dem 

steigenden Umfang der Staatstätigkeit (Gesetzesvollzug) gestärkt gegenüber zu treten. 

Der Freistaat hat erkannt, dass qualifiziertes Personal von essentieller Bedeutung für 

gute Arbeit ist und nutzt seine Ausbildungsoffensive gezielt dazu, junge Leute für eine 

Tätigkeit im öffentlichen Dienst zu gewinnen. Insbesondere lockt der Freistaat mit einer 

Übernahmegarantie für gute Absolventen. Dies soll den Anreiz für eine Ausbildung in 

einem staatlichen Betrieb im Freistaat erhöhen (vgl. ebd.).  

Es lässt sich somit festhalten, dass der Freistaat bereits Maßnahmen veranlasst hat um 

junge Menschen für sich zu gewinnen. Die Erhöhung der Ausbildungskapazitäten von 

221 auf 550 ist ein wichtiger Schritt um dem Generationenwechsel entgegen zu wirken. 

Nur durch die Einstellung von jungen Menschen in Verbindung mit einer hochwertigen 

und qualifizierten Ausbildung, kann der Freistaat die Leistungsfähigkeit seiner Verwal-

tung auch in Zukunft sicherstellen.  

4.3 Fachkräftemangel  

Wie auch die Privatwirtschaft, steht der öffentliche Dienst vor großen Herausforderun-

gen. Eine der größten ist wohl der Wettbewerb um geeignetes und qualifiziertes Perso-

nal. Der Fachkräftemangel ist relevanter und aktueller als je zuvor und der Wettbewerb 

um Talente von enormer Bedeutung.  

Zunächst soll an dieser Stelle geklärt werden, was unter dem Begriff „Fachkräftemangel“ 

zu verstehen ist. Fachkräfte sind generell Menschen mit einer anerkannten akademi-

schen Ausbildung, bzw. jene, die mindestens eine zweijährige Berufsausbildung absol-

viert haben (vgl. Obermeier 2014). Fachkräftemangel liegt somit dann vor „wenn die 

Nachfrage nach Fachkräften über einen längeren Zeitraum nicht mehr ausreichend ge-

deckt werden kann“ (Obermeier 2014).  

Auch im öffentlichen Sektor ist der Bedarf an Fachkräften vorhanden. In einer Studie der 

PricewaterhouseCoopers GmbH (pwc) wurde die Entwicklung des Fachkräftemangels 

im  öffentlichen Dienst bis zum Jahr 2030 untersucht. So besagt die Studie, dass der 

öffentliche Dienst im Jahr 2030 einen Fachkräftemangel von rund 816.000 Menschen 

haben wird und somit den größten Sektor mit einem Fachkräftemangel bilden wird (vgl. 

pwc 2018: S. 8). 
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4.3.1 Konkurrenz mit der Privatwirtschaft 

Wie bereits unter 4.3 erläutert, steht der öffentliche Dienst im Wettbewerb um Talente in 

direkter Konkurrenz mit der Privatwirtschaft. Beide Sektoren brauchen qualifiziertes Per-

sonal um ihre Arbeit erfolgreich bewältigen und  um den stetig wachsenden Ansprüchen 

von Kunden bzw. Bürgern gerecht werden zu können.   

Der öffentliche Sektor ist insbesondere von einem Fachkräftemangel in den Bereichen 

Verwaltungs-, Betreuungs- und Lehrpersonal betroffen. Hier fehlt es dem öffentlichen 

Dienst an Nachwuchs, um freie Stellen besetzen zu können (vgl. pwc 2018: S. 28). Diese 

Bereiche stehen nicht in einer Konkurrenz mit der Privatwirtschaft, da sie allein Aufga-

benfelder des öffentlichen Dienstes sind. 

In direkter Konkurrenz mit der Privatwirtschaft hingegen steht der öffentliche Sektor bei 

den Gesundheitsberufen, den sog. MINT- Berufen und im Führungskräftebereich (vgl. 

ebd.). Diese Bereiche sind nicht ausschließlich dem öffentlichen Dienst zuzuordnen und 

deshalb auch im privaten Sektor vertreten.  

5 Der öffentliche Dienst in Sachsen 

Nachdem zuvor ausführlich auf die Zukunft des öffentlichen Dienstes in Sachsen ein-

gegangen wurde, soll nun die Attraktivität des öffentlichen Dienstes in Sachsen be-

trachtet werden.  

In der aktuellen Ernst & Young Studentenstudie wurden rund 2.000 Studenten dazu be-

fragt, in welcher Branche sie nach dem Studium arbeiten möchten. Demnach streben 

rund 41 % der befragten Studenten eine Anstellung im öffentlichen Dienst an. Zum Ver-

gleich waren es im Jahr 2016 lediglich 32 %, die im öffentlichen Dienst arbeiten wollten  

(vgl. EY GmbH 2018: S. 5). Somit ist ein deutlicher Aufschwung für den öffentlichen 

Dienst zu verzeichnen. Besonders wichtig ist den Studenten laut der Studie ein sicherer 

Arbeitsplatz, gutes Gehalt und Kollegialität (vgl. ebd.: S. 4).  

Die Studie zeigt deutlich, dass der öffentliche Dienst bei Studenten beliebter denn je ist. 

Doch wie attraktiv ist der öffentliche Dienst in Sachsen, insbesondere für junge Men-

schen, wirklich? Um diese Frage beantworten zu können, sollen sowohl für die Beamten, 

als auch die Tarifbeschäftigten aktuelle Kriterien anhand ihrer gesetzlichen- bzw. tarifli-

chen Grundlage betrachtet werden und darauf aufbauend eine Aussage zur Attraktivität 

erfolgen.  

5.1 Differenzierung der beiden Statusgruppen Beamte und Tarifbeschäftigte 

Zunächst ist an dieser Stelle eine Differenzierung der beiden Statusgruppen vorzuneh-

men, da für beide Statusgruppen unterschiedliche Rechtsgrundlagen gelten. Der öffent-

liche Dienst in Sachsen beschäftigt sowohl Beamte als auch Tarifbeschäftigte.  
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Personen in einem Beamtenverhältnis, sind jene, die zu ihrem Dienstherrn in einem öf-

fentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis gem. Artikel 33 Abs. 4 GG in Verbindung 

mit § 3 Abs. 1 BeamtStG stehen. Jedem Deutschen ist demnach aufgrund seiner Eig-

nung, Befähigung und fachlichen Leistung Zugang zu einem öffentlichen Amt zu gewäh-

ren, Artikel 33 Abs. 2 GG.  

Für den Freistaat Sachsen gilt insbesondere das SächsBG, welches das Beamtenver-

hältnis in Sachsen regelt. Gem. § 1 SächsBG gilt es für alle Beamten im Freistaat Sach-

sen, für Beamte der Gemeinden und Landkreise, als auch für sonstige Beamte, die unter 

der Aufsicht des Freistaates Sachsen stehen.  

Ein Beamtenverhältnis wird gem. § 10 SächsBG und § 8 BeamtStG durch Aushändigung 

einer Ernennungsurkunde begründet. Beamte erhalten nach § 2 Abs. 3 SächsBG durch 

ihren Dienstherrn Weisungen, die sie zu befolgen haben und nehmen gem. 3 Abs. 2 Nr. 

1 BeamtStG hoheitsrechtliche Aufgaben wahr. Das Beamtenverhältnis gilt in der Regel 

auf Lebenszeit gem. § 4 Abs. 1 BeamtStG. Es endet nach § 21 BeamtStG durch Entlas-

sung, Verlust der Beamtenrechte, Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder durch 

Versetzung in den Ruhestand. Die generellen Ansprüche der Beamten auf Besoldung, 

Urlaub, etc. ergeben sich aus  verschiedenen Gesetzen wie dem Grundgesetz, der 

Sächsischen Verfassung oder dem zuvor bereits erwähnten SächsBG. Grundsätzlich 

erhalten Beamte für ihre Dienstleistung Dienstbezüge, bzw. eine Besoldung, welche sich 

aus dem Grundgehalt, Familienzuschlägen, Zulagen und Vergütungen gem. § 2 Abs. 1 

SächsBesG zusammensetzt. Für Beamte gilt in diesem Zusammenhang eine Besoldung 

nach dem Alimentationsprinzip. Alimentationsprinzip meint, dass der Dienstherr den Be-

amten und seine Familie angemessen zu unterhalten bzw. zu versorgen hat (vgl. dbb o. 

J.).  

Eine weitere Besonderheit bei den Beamten ist die Altersversorgung. Beamte erhalten 

ein Ruhegehalt, nachdem sie in den Ruhestand versetzt wurden. Die Höhe des Ruhe-

gehaltes richtet sich nach § 5 Abs. 3 SächsBeamtVG. Auch müssen Beamte sich nicht 

gesetzlich krankenversichern, da sie gem. § 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB V versicherungsfrei sind. 

Stattdessen erhalten Beamte von ihrem Dienstherrn eine Beihilfe nach § 80 Abs. 1 

SächsBG. Sie dient zur Gesundheitsvorsorge der Beamten.  

Dem gegenüber stehen die Tarifbeschäftigten. Das Rechtsverhältnis der Tarifbeschäf-

tigten wird nicht wie bei den Beamten durch Ernennung, sondern durch den Abschluss 

eines Arbeitsvertrages begründet. Es handelt sich somit um ein privatrechtliches Dienst- 

bzw. Vertragsverhältnis, welches sich nach §§ 611, 611a BGB richtet. Ansprüche der 

Tarifbeschäftigten wie die Entgeltzahlung, Urlaub oder ähnliches ergeben sich nicht wie 

bei den Beamten durch ein Gesetz, sondern aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen 



 15 

Dienst (TVöD) und dem Tarifvertrag der Länder (TV-L). Der TVöD gilt demnach für die 

Tarifbeschäftigten des Bundes und der Kommunen, der TV-L für die Tarifbeschäftigten 

der Bundesländer (vgl. dbb 2018). An dieser Stelle sind auch die VKA und die TdL zu 

erwähnen. Die VKA ist für das Vereinbaren von Tarifverträgen mit den zuständigen Ge-

werkschaften des öffentlichen Dienstes zuständig. So hat die VKA den TVöD vereinbart, 

sodass der TVöD in der Fassung der VKA anzuwenden ist (vgl. VKA o. J.). Die TdL ist 

eine Arbeitgebervereinigung der Bundesländer und hat das Ziel, die Interessen ihrer Mit-

glieder durch Tarifverträge zu wahren (vgl. TdL o. J.). Die TdL ist sozusagen das Pen-

dant zur VKA. Auch die TdL hat mit den zuständigen Gewerkschaften den TV-L verein-

bart, sodass der TV-L in der Fassung der TdL gilt.   

Des Weiteren gilt das Arbeitsverhältnis der Tarifbeschäftigten nicht auf Lebenszeit, son-

dern kann jederzeit durch eine ordentliche oder außerordentliche Kündigung beendet 

werden.  

Ein weiteres Unterscheidungsmerkmal stellt die Bezahlung der beiden Statusgruppen 

dar. So erfolgt die Bezahlung der Tarifbeschäftigten demnach nicht nach dem Alimenta-

tionsprinzip sondern aufgrund einer tätigkeitsbezogenen Vergütung. Demnach erhalten 

Tarifbeschäftigte monatlich ein Tabellenentgelt gem. § 15 Abs. 1 TVöD/TV-L. Die Höhe 

des Tabellenentgeltes ergibt sich aus der Entgeltgruppe und der Stufe, in die der/ die 

Tarifbeschäftigte eingruppiert ist.  

Weitere Differenzierungsbereiche ergeben sich in den Punkten der  Altersversorgung, 

der Kranken- und Pflegeversicherung sowie der Arbeitslosenversicherung. Tarifbeschäf-

tigte erhalten nicht wie Beamte ein Ruhegehalt sondern eine Rente durch die gesetzliche 

Rentenversicherung (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017). Da die 

Rente der Tarifbeschäftigten geringer als das Ruhegehalt der Beamten ist, erhalten die 

Beschäftigten im öffentlichen Dienst eine betriebliche Altersversorgung, § 25 TVöD/TV-

L. Des Weiteren müssen sich Tarifbeschäftigte gesetzlich Kranken-, Pflege- und Arbeits-

losversichern, da sie gesetzlich dazu verpflichtet sind und keine Beihilfe erhalten.  

Somit lässt sich festhalten, dass sich die beiden Statusgruppen in vielen Bereichen deut-

lich voneinander unterscheiden und daher eine differenzierte Betrachtung zwingend not-

wendig ist. 

5.2 Attraktivitätskriterien für die Statusgruppe der Beamten 

Nach der unter 5.1 erfolgten Differenzierung der beiden Statusgruppen sollen an dieser 

Stelle Attraktivitätskriterien, die das Beamtentum mit sich bringt, herausgearbeitet und 

analysiert werden.  
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5.2.1 Arbeitsplatzsicherheit 

Beamte in Sachen werden nach dem erfolgreichen Absolvieren einer Probezeit in das 

Beamtenverhältnis „auf Lebenszeit“ berufen. In diesem Zusammenhang könnte der Sta-

tus „auf Lebenszeit“ ein Attraktivitätskriterium darstellen, was im folgenden Verlauf un-

tersucht werden soll.  

Beamte werden wie unter 5.1 dargelegt, durch Ernennung in das Beamtenverhältnis be-

rufen. In der Regel erhalten Beamte, nachdem sie eine Probezeit von drei Jahren absol-

viert haben, den Status „auf Lebenszeit“ (vgl. dbb o. J.). Auf Lebenszeit bedeutet, dass 

der Beamtenstatus bis zum Eintritt in den Ruhestand besteht. Erhalten Beamte somit 

den Status „auf Lebenszeit“ bedeutet dies ein sicheres Dienstverhältnis, bzw. die Un-

kündbarkeit (vgl. Meuter 2017). Dennoch muss an dieser Stelle erwähnt werden, dass 

auch Beamte trotz Lebenszeitstatus unter gewissen Voraussetzungen aus dem Dienst-

verhältnis entlassen werden können. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein Be-

amter eine Straftat begangen hat und zu einer Haftstrafe verurteilt worden ist. Auch ein 

schweres Dienstvergehen, welches gegen das Disziplinarrecht verstößt, kann zur vor-

zeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses führen (vgl. ebd.). Somit lässt sich festhal-

ten, dass Beamte in der Regel einen äußerst sicheren Arbeitsplatz bzw. ein Dienstver-

hältnis besitzen, welches nur durch extreme Ausnahmesituationen vorzeitig beendet 

werden kann. Das Beamtenverhältnis beinhaltet somit eine sehr hohe Arbeitsplatzsi-

cherheit, was als attraktiv bezeichnet werden kann.  

5.2.2 Besoldung 

Ein weiteres wichtiges Kriterium, das hinsichtlich seiner Attraktivität betrachtet werden 

muss, ist die Besoldung.  

Beamte erhalten wie zuvor unter 5.1 bereits erwähnt kein Entgelt sondern Dienstbezüge 

bzw. eine Besoldung nach dem Alimentationsprinzip. Für den Beamten stellt dies eine 

finanzielle Sicherheit dar, denn nach dem Alimentationsprinzip ist der Dienstherr dazu 

verpflichtet, für den Beamten und seine Familie zu sorgen und ihm einen angemessenen 

Lebensstandard zu gewährleisten (vgl. Meuter 2017). Die Besoldungshöhe für die Be-

amten im Freistaat Sachsen ergibt sich, wie bereits unter 5.1 erwähnt, aus dem Sächs-

BesG und der entsprechenden Besoldungstabelle. Demnach erhält jeder Beamte gem. 

§ 22 Abs. 1 SächsBesG ein Grundgehalt, welches sich aus der Besoldungsgruppe und 

dem verliehenen Amt ergibt. Generell richtet sich das Grundgehalt nach einer Stufe, in 

der der Beamte sich befindet. Wer neu eingestellt wird, beginnt in Stufe 1 (Anfangsstufe), 

§ 27 Abs. 1 SächsBesG. Der Aufstieg in die nächst höhere Stufe erfolgt gem. § 27 Abs. 

2 SächsBesG nach der Erfüllung von Dienstzeiten „in denen mindestens Leistungen er-
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bracht wurden, die im Wesentlichen den mit dem Amt verbundenen Anforderungen ent-

sprechen (anforderungsgerechte Leistungen)“ (§ 27 Abs. 2 SächsBesG) und geht bis 

zum Erreichen der letzten Stufe (Endstufe). Somit erhöht sich das Grundgehalt der Be-

amten in regelmäßigen Abständen, sofern anforderungsgerechte Leistungen erbracht 

wurden. Gehaltsverhandlungen, wie sie oft in der Privatwirtschaft stattfinden, entfallen 

für Beamte im öffentlichen Dienst gänzlich.  Eine weitere Besonderheit in der Besoldung 

stellt der sog. Familienzuschlag dar. So erhalten Beamte des Freistaates neben ihrem 

Grundgehalt, sofern sie über einen eigenen Familienstand verfügen, einen Familienzu-

schlag. Die Höhe des Zuschlags richtet sich nach der Besoldungsgruppe, der Stufe und 

den Familienverhältnissen, § 41 SächsBesG. Auch können Beamte eine Erschwernis-

zulage gem. § 1 SächsEMAVO erhalten. Neben der Besonderheit des Familienzu-

schlags und der Erschwerniszulage zahlt der Dienstherr den Beamten im Krankheitsfall 

die Besoldung in voller Höhe weiter (vgl. dbb o. J.).  

Daher lässt sich sagen, dass die Besoldung der Beamten im Freistaat Sachsen durchaus 

als attraktiv bezeichnet werden kann. Neben der finanziellen Sicherheit, die die Besol-

dung mit sich bringt, ist auch das stetig steigende Einkommen durch Erreichen der 

nächsten Stufe ein Attraktivitätskriterium, welches für die Beamtenlaufbahn spricht. Auch 

die Tatsache, dass Beamte im Krankheitsfall ihre Bezüge in voller Höher weiter erhalten, 

spricht für sich. Lediglich der Aspekt, dass Gehaltsverhandlungen nicht stattfinden, da 

sich das Gehalt aufgrund der Besoldungstabelle und dem dort ausgewiesenen Grund-

gehalt und der jeweiligen Stufe ergibt, stuft die Attraktivität einerseits etwas ab, bietet 

aber andererseits auch die Gewissheit, dass das Gehalt auch ohne Verhandlungen in 

regelmäßigen Abständen steigt.  

5.2.3 Ruhestandsbezüge 

Auch das Ruhegehalt, welches die Beamten in Sachsen erhalten, könnte ein Attraktivi-

tätskriterium bilden.  

Wie bereits unter 5.1 erwähnt, erhalten Beamte, nachdem sie in den Ruhestand versetzt 

wurden, ein Ruhegehalt. Das Ruhegehalt richtet sich nach § 5 Abs. 1 SächsBeamtVG 

und besagt, dass nach Nr. 1 jene Beamte, die mindestens eine Dienstzeit von fünf Jah-

ren abgeleistet haben und jene, die nach Nr. 2 infolge eines Dienstunfalles dienstunfähig 

geworden sind, Anspruch auf ein Ruhegehalt haben. Die Höhe des Ruhegehalts bemisst 

sich nach § 15 Abs. 1 SächsBeamtVG und beträgt für jedes Jahr der ruhegehaltfähigen 

Dienstzeit 1,79375 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, höchstens jedoch 71,75 %. 

Dienstbezüge sind in diesem Zusammenhang das Grundgehalt, der Familienzuschlag, 

eventuelle Leistungsbezüge und sonstige Dienstbezüge, § 6 Abs. 1 SächsBeamtVG. 

Daraus ergibt sich, dass jeder Beamte, ausgehenden von seinem letzten Grundgehalt 
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und den gewährten Zuschlägen, eine Pension in Höhe von maximal 71,75 % erhält. Das 

folgende Beispiel soll die Berechnung veranschaulichen: 

ruhegehaltfähige Dienstbezüge = 3.000,00 €  

ruhegehaltfähige Dienstzeit = 35 Jahre  

Ruhegehaltssatz = 35 Jahre x 1,79375 % = 62,78 %  

Ruhegehalt = 1.883,40 € (vgl. Landesamt f. Steuern und Finanzen: o. J.).  

Die Ruhestandsbezüge der Beamten können definitiv als attraktiv bezeichnet werden, 

da sie im besten Fall 71,75 % vom zuletzt bezogenen Gehalt betragen und den Beamten 

im Alter finanziell absichern. 

5.2.4 Beihilfe 

Neben dem Ruhegehalt erhalten die Beamten in Sachsen durch ihren Dienstherrn eine 

Beihilfe, welche zur Gesundheitsversorgung der Beamten dienen soll. Auch die Beihilfe 

könnte ein Attraktivitätskriterium darstellen.  

Generell besagt § 6 Abs. 1 Nr. 6 SGB V, dass Beamte von der gesetzlichen Kranken-

versicherung befreit sind. Demnach endet eine Pflichtmitgliedschaft in der gesetzlichen 

Krankenversicherung mit der Berufung in das Beamtenverhältnis (vgl. Landesamt f. 

Steuern und Finanzen 2016: S. 2). Aus diesem Grund erhalten Beamte eine beamten-

rechtliche Krankenfürsorge, die sog. Beihilfe. Wie bereits unter 5.1 erwähnt, ergibt sich 

die Beihilfe aus § 80 SächsBG. Da Beamte von der gesetzlichen Krankenversicherung 

befreit sind, müssen sie für ärztliche Behandlungskosten selbst aufkommen. Die Beihilfe 

soll die Beamten dabei unterstützen und  übernimmt einen gewissen Prozentanteil der 

angefallenen ärztlichen Behandlungskosten, § 80 Abs. 7 SächsBG. Da die Beihilfe aber 

nicht die vollen Behandlungskosten abdeckt und die gesetzliche Krankenversicherung 

für Beamte nicht greift, müssen Beamte den Restbetrag der ärztlichen Behandlungskos-

ten selbst tragen. Seit dem 01.01.2009 gilt der Grundsatz der allgemeinen Versiche-

rungspflicht, der besagt, dass Beamte eine Krankenversicherung zur Deckung des Rest-

betrages abschließen müssen (vgl. Landesamt f. Steuern und Finanzen 2016: S. 2). Die 

Wahl der Versicherungsform ist den Beamten selbst überlassen. So können sie sich 

entweder privat krankenversichern oder freiwilliges Mitglied bei einer gesetzlichen Kran-

kenversicherung werden (vgl. ebd.).  

Private Krankenversicherungen bieten oft sog. Ergänzungstarife zur Beihilfe an, sodass 

die Restkosten dadurch voll abgedeckt sind. Die Beitragshöhe richtet sich nach dem 

Eintrittsalter, eventuellen Vorerkrankungen und dem Umfang des abgeschlossenen Ta-

rifs. Der Beitrag muss durch den Beamten aus eigenen Mitteln entrichtet werden. Außer-

dem muss der Beamte mit den Behandlungskosten in Vorleistung treten. Dies bedeutet, 
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dass der Beamte für die in Anspruch genommene, ärztliche Behandlung eine Rechnung 

erhält, die er zu begleichen hat. Die Abrechnung erfolgt durch den versicherten Beam-

ten. Heißt, nachdem er die Kosten beglichen hat, kann er diese abschließend bei seinem 

Dienstherrn geltend machen (vgl. ebd.).  Neben der Vorleistung für Behandlungskosten 

muss der Beamte, sofern er über einen eigenen Familienstand verfügt, für jedes Famili-

enmitglied einen eigenen, privaten Krankenversicherungsvertrag abschließen, denn an-

ders als in der gesetzlichen Krankenversicherung, ist keine Mitversicherung von Famili-

enmitgliedern vorgesehen (vgl. dbb o. J.).  

Neben dem Abschluss einer privaten Krankenversicherung können Beamte sich auch 

freiwillig gesetzlich krankenversichern. Generell übernimmt die gesetzliche Krankenver-

sicherung die vollen Behandlungskosten ihrer Versicherten. Durch die volle Übernahme 

der Behandlungskosten wird die Leistung einer Beihilfe überflüssig, denn die gesetzliche 

Krankenversicherung übernimmt wie zuvor geschrieben, die Behandlungskosten in vol-

lem Umfang (vgl. Aischmann 2018). Der Beamte erhält somit, wenn er sich freiwillig ge-

setzlich krankenversichert, keine Beihilfe mehr. Neben dem Nachteil, dass der Beamte 

keine Beihilfe mehr erhält, wenn er sich freiwillig gesetzlich krankenversichert, muss er 

zusätzlich zum Arbeitnehmeranteil auch noch den Arbeitgeberanteil zahlen, da der 

Dienstherr die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht bezuschusst 

(vgl. ebd.). Einzig und allein die Tatsache, dass der Beamte seine Familienmitglieder in 

der gesetzlichen Krankenversicherung mitversichern kann, spricht für eine freiwillige Mit-

gliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung (vgl. Landesamt f. Steuern und Fi-

nanzen 2016: S. 3).  

Abschließend lässt sich sagen, dass die Beihilfe nicht durchgehend als attraktiv bezeich-

net werden kann. So unterstützt sie zwar die Gesundheitsvorsorge des Beamten, diese 

jedoch nicht in vollem Umfang, sodass sich der Beamte aufgrund der allgemeinen Ver-

sicherungspflicht noch zusätzlich versichern muss. Wie zuvor erläutert, hat er dabei die 

Wahl zwischen der privaten- und der gesetzlichen Krankenversicherung. Entscheidet er 

sich für die private Krankenversicherung, muss er in Vorleistung treten und die oft hohen 

Behandlungskosten aus eigenen Mitteln finanzieren. Entscheidet er sich für eine freiwil-

lige Mitgliedschaft in bei einer gesetzlichen Krankenkasse, muss er zwar nicht mehr für 

die Behandlungskosten in Vorleistung treten, erhält aber generell auch keine Beihilfe 

mehr. Die Beihilfe stellt somit kein absolutes Attraktivitätskriterium dar. 
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5.2.5 Karriere 

Unter dem Attraktivitätsaspekt müssen auch die Aufstiegs- und Karrierechancen be-

trachtet werden.  

Beamten kann grundsätzlich nur durch eine Ernennung ein anderes Amt mit einem hö-

herem Grundgehalt übertragen werden („Beförderung“), § 27 Abs. 1 Satz 1 SächsBG. In 

diesem Zusammenhang ist es zwingend erforderlich, dass eine freie und besetzbare 

Planstelle vorhanden ist, § 49 Abs. 1 SäHO. Nur wenn eine solche Planstelle vorhanden 

ist, kann ein Beamter befördert werden. Durch die zwingende Voraussetzung des Vor-

handenseins einer freien Planstelle, kann es oft zu mehrjährigen Wartezeiten im bishe-

rigen Amt kommen. Neben der sachlichen Voraussetzung einer freien und besetzbaren 

Planstelle, müssen auch noch persönliche Voraussetzungen erfüllt sein. Die persönli-

chen Beförderungsvoraussetzungen ergeben sich aus der SächsLVO und dem 

SächsBG. Demnach kann ein Beamter nur ausgewählt und befördert werden, wenn er 

nach § 19 Abs. 1 Nr. 1 SächsLVO über Eignung, Befähigung und die fachliche Leistung 

verfügt. Eignung, Befähigung und fachliche Leistung ergeben sich aus einer dienstlichen 

Beurteilung, welche nicht älter als drei Jahre sein darf, § 19 Abs. 2 SächsLVO. Neben 

den persönlichen Voraussetzungen darf kein Beförderungsverbot bzw. eine Beförde-

rungsbeschränkung vorliegen. Gem. § 27 Abs. 4 Nr. 1-3 SächsBG ist eine Beförderung 

während der Probezeit, vor Ablauf eines Jahres seit dem Ende der Probezeit und vor 

Ablauf eines Jahres seit der letzten Beförderung unzulässig. Auch muss ein Beamter 

nach Absatz 5 des § 27 SächsBG jedes Amt durchlaufen haben und darf kein Amt über-

springen (Sprungbeförderung). Dies bedeutet, dass ein Beamter, der beispielsweise in 

der Besoldungsgruppe A7 eingestellt wurde, nicht einfach in Besoldungsgruppe A9 be-

fördert werden darf, da er dadurch Besoldungsgruppe A8 übersprungen hätte. Somit ist 

eine Beförderung immer nur in die nächst höhere Besoldungsgruppe möglich. 

Neben der Beförderung können Beamte auch durch die Absolvierung eines Aufstiegs 

von einer niedrigeren Laufbahn in ein Amt der nächsthöheren Laufbahn wechseln, § 28 

SächsBG. Ein Aufstieg ist dann möglich, wenn nach § 24 Abs. 1 SächsLVO ein dienstli-

cher Bedarf für den Aufstieg von Beamten vorliegt, mindestens die Besoldungsgruppe 

A8 erreicht wurde, übertreffende Leistungen auf mindestens zwei Dienstposten vorlie-

gen und der Beamte nach seiner Persönlichkeit geeignet erscheint, Aufgaben der höhe-

ren Laufbahn wahrzunehmen. Diese Kriterien zeigen deutlich, dass auch ein Aufstieg 

nur unter bestimmten Bedingungen absolviert werden kann. Dennoch gibt es im Auf-

stiegsverfahren eine Besonderheit. Diese besteht darin, dass ein Beamter in die nächst-

höhere Laufbahn wechseln kann, ohne das die Bildungsvoraussetzungen, die für die 

höhere Laufbahn eigentlich erfüllt sein müssten, vorliegen müssen, § 28 SächsBG. 

Dadurch soll das Laufbahnsystem aufgelockert werden und Beamten die Möglichkeit 
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einer persönlichen Qualifizierung geboten werden. Erst durch das erfolgreiche Ablegen 

einer Prüfung steigt der Beamte in die höhere Laufbahngruppe auf, § 28 SächsBG.  

Aus den zuvor genannten Gründen zeigt sich, dass für Beamte entweder eine Beförde-

rung zum Erreichen eines höheren Amtes notwendig ist oder der Beamte einen Aufstieg 

absolvieren muss. Beide Varianten sind an zwingenden Voraussetzungen geknüpft, die 

erfüllt sein müssen. Durch die zwingenden Voraussetzungen sind die Karrierechancen 

von Beamten hinsichtlich ihrer Attraktivität eher als unattraktiv anzusehen. Sowohl die 

Beförderung als auch der Aufstieg sind in sich geschlossene Verfahren, die auch bei 

guter Leistung eines Beamten gewisse Formalien voraussetzen, sodass es dem Beam-

ten nur schwer möglich ist, schnell in der Hierarchie aufzusteigen und Karriere zu ma-

chen.  

5.2.6 Streikverbot 

Ein weiteres Kriterium, welches hinsichtlich seiner Attraktivität betrachtet werden muss, 

ist das Streikverbot, welches für Beamte gilt.  

Das Streikverbot lässt sich aus den sog. hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeam-

tentums des Artikels 33 Abs. 5 GG ableiten und stellt somit einen besonderen Kernbe-

standteil des Berufsbeamtentums dar. Zwar steht den Beamten die Koalitionsfreiheit aus 

Artikel 9 Abs. 3 GG zu, jedoch wird diese durch Artikel 33 GG eingeschränkt. Grundsätz-

lich verfügt ein Staat über Beamte, um so sicherstellen zu können „daß die ihm übertra-

genen Aufgaben nach rechtsstaatlichen Grundsätzen, objektiv, neutral aber auch ver-

läßlich und kontinuierlich erfüllt werden.“ (dbb o. J.).  

In jüngster Vergangenheit kam es immer wieder dazu, dass Beamte eine Verfassungs-

beschwerde gegen das Streikverbot eingereicht hatten. In einem aktuellen Urteil des 

BVerfG, des Zweiten Senats vom 12. Juni 2018 - 2 BvR 1738/12 - Rn. (1-191), heißt es 

unter anderem, dass das Streikverbot einen eigenen Grundsatz des Berufsbeamtentums 

nach Art. 33 Abs. 5 GG darstellt und eine enge Verknüpfung mit den Fundamenten Treu-

epflicht und Alimentationsprinzip bildet. Würde man ein Streikrecht für einzelne Beam-

tengruppen zulassen, würde dies die Regelungen des Beamtenverhältnisses grundle-

gend ändern. Ein Streikrecht würde „die funktionswesentlichen Prinzipien der Alimenta-

tion, der Treuepflicht, der lebenszeitigen Anstellung sowie der Regelung der maßgebli-

chen Rechte und Pflichten einschließlich der Besoldung durch den Gesetzgeber“ (Urteil 

des BVerfG, des Zweiten Senats vom 12. Juni 2018 - 2 BvR 1738/12 - Rn. (1-191) aus-

hebeln. Im Umkehrschluss bedeutet ein Streikrecht für Beamte, dass die kontinuierliche 

Aufgabenerfüllung des Staates nicht mehr sichergesellt wäre. Aus diesem Grund ge-

währt der Dienstherr seinen Beamten eine Alimentation sowie eine Lebenszeitanstel-
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lung, sie sollen dazu beitragen, dass die Amtsführung mit voller Hingabe durch den Be-

amten gesichert ist (vgl. ebd.). Folglich hat das BVerfG in seinem Urteil vom 12. Juni 

2018 ein Streikrecht für Beamte ausdrücklich untersagt.  

Auf den ersten Blick erscheint das Streikverbot unattraktiv. Auf den zweiten Blick wird 

jedoch deutlich, dass der Pflicht des Streikverbotes viele Rechte gegenüber stehen, die 

den Beamten durch den Dienstherrn gewährt werden. So sichert der Dienstherr seine 

Beamten wie zuvor unter 5.2.1 beschrieben, durch eine Anstellung auf Lebenszeit ab. 

Außerdem zahlt er seinen Beamten Alimente, vgl. 5.2.2 und gewährt ihnen im Alter ein 

Ruhegehalt, vgl. 5.2.3. Das Beamtentum besteht sozusagen aus einem Geben und Neh-

men. Die Beamten verzichten auf die Teilnahme an Streiks, erhalten jedoch im Gegen-

zug eine besondere Fürsorge durch den Dienstherrn, was wiederum als attraktiv be-

zeichnet werden kann.  

5.2.7 Urlaub und Arbeitszeit 

Der Urlaubsanspruch für Beamte des öffentlichen Dienstes in Sachsen ergibt sich aus § 

96 Abs. 1 SächsBG, welcher auf die SächsUrlMuEltVO verweist. Demnach erhalten Be-

amte in Sachsen, sofern die wöchentliche Arbeitszeit auf fünf Kalendertage verteilt ist, 

30 Tage Erholungsurlaub, § 4 Abs. 1 SächsUrlMuEltVO.  Aus verschiedenen Anlässen 

können dem Beamten zusätzlich bis zu vier Urlaubstage gewährt werden. Anlässe sind 

unter anderem nach § 12 Abs. 1 Nr. 2 a) bis f) SächsUrlMuEltVO die Niederkunft der 

Ehefrau, der Tod des Ehepartners, Elternteils oder Kindes, ein Umzug oder die Erkran-

kung eines Angehörigen.  

Auch die Arbeitszeit für Beamte ergibt sich aus dem SächsBG und der entsprechenden 

Rechtsverordnung. § 95 Abs. 1 SächsBG i. V. m. § 1 Abs. 1 SächsAZVO sprechen von 

einer wöchentlichen Arbeitszeit in Höhe von 40 Stunden. Eine Teilzeitbeschäftigung 

kann bewilligt werden, § 1 Abs. 4 SächsAZVO.  

Der Urlaubsanspruch für Beamte ist mit 30 Arbeitstagen durchaus attraktiv ebenso wie 

die festgelegte wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden. 

5.2.8 Umzugs- und Reisekosten, Trennungsgeld 

Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 SächsUKG erhalten Beamte des Freistaates Sachsen, die aus 

dienstlichen Gründen an einen anderen Ort versetzt werden müssen, eine Umzugskos-

tenvergütung nach dem SächsUKG und der dazugehörigen Verwaltungsvorschrift. Die 

schriftliche Zusage ist Voraussetzung für die Umzugskostenvergütung gem. § 2 Abs. 1 

SächsUKG. Weitere Fälle in denen eine Umzugskostenvergütung zuzusagen ist, erge-

ben sich aus den Nummern 2 bis 4. Somit können Beamte, die aus dienstlichen Gründen 

umziehen müssen, die entstandenen Umzugskosten geltend machen, was als attraktiv 
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angesehen werden kann. Was der Umzugskostenvergütung jedoch vorausgeht, ist die 

Tatsache, dass Beamte auch aus dienstlichen Gründen an einen anderen Dienstort als 

den bisherigen versetzt werden können. Eine Zustimmung des Beamten ist in diesem 

Zusammenhang nicht erforderlich, sofern die Tätigkeit sich auf ein Amt mit demselben  

Endgrundgehalt bezieht, § 32 Abs. 3 SächsBG. Im Rahmen einer Versetzung werden 

zwar Umzugskosten gezahlt, aber generell ist die Tatsache, dass Beamte ohne Zustim-

mung aus dienstlichen Gründen versetzte werden können, nicht attraktiv.  

Neben der zuvor erläuterten Umzugskostenvergütung haben Beamte auch Anspruch auf 

eine Reisekostenvergütung. Die Regelung dazu ergibt sich aus dem SächsRKG und 

beinhaltet demnach eine Erstattung von Auslagen für Dienstreisen der Beamten, § 1 

Abs. 1. Die Dienstreise muss gem. § 3 Abs. 1 SächsRKG dienstlich veranlasst sein und 

die Auslagen müssen zur Erledigung des Dienstgeschäftes notwendig gewesen sein. 

Auch die Reisekostenvergütung stellt ein Attraktivitätskriterium dar.  

Zuletzt ist das Trennungsgeld hinsichtlich seiner Attraktivität zu betrachten. Grundlage 

für das Trennungsgeld bildet die SächsTGV. Trennungsgeld soll den Beamten von Kos-

ten entlasten, „die ihm für eine doppelte Haushaltsführung und notwendige Reisen zwi-

schen Dienst- und Wohnort entstehen, weil er als Folge einer dienstlichen Maßnahme 

(z. B. Versetzung, Abordnung) an einem anderen Ort als seinem Wohn- bzw. bisherigem 

Dienstort Dienst zu leisten hat.“ (Landesamt f. Steuern und Finanzen o. J.). Trennungs-

geld kann somit als eine Art Aufwandsentschädigung angesehen werden, was durchaus 

attraktiv ist. Aber hier gilt auch das gleiche Negativmoment wie bei der Umzugskosten-

vergütung dargelegt.  

5.2.9 Zwischenergebnis 

Als Zwischenergebnis für die Statusgruppe der Beamten lässt sich mit Blick auf die At-

traktivität folgendes festhalten:  

Das Beamtentum beinhaltet viele Attraktivitätskriterien. So erhalten Beamte eine Anstel-

lung auf Lebenszeit, was eine sehr hohe Arbeitsplatzsicherheit mit sich bringt. Sie erhal-

ten ein Grundgehalt nach dem Alimentationsprinzip und sind somit finanziell durch den 

Dienstherrn abgesichert. Außerdem steigt das Gehalt aufgrund des Stufenprinzips in re-

gelmäßigen Abständen an, sodass lästige Gehaltsverhandlungen für Beamte nicht rele-

vant sind. Zusätzlich zu ihrem Grundgehalt können Beamte, wenn sie über einen eige-

nen Familienstand verfügen, noch einen Familienzuschlag erhalten. Auch das Ruhegeh-

alt, welches Beamte mit dem Eintritt in den Ruhestand erhalten, die Beihilfe zur Gesund-

heitsvorsorge, der gesetzliche Urlaubsanspruch von 30 Arbeitstagen, die Umzugs- und 

Reisekostenvergütung sowie das Trennungsgeld sind Kriterien, die von hoher Attraktivi-

tät sind.  
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Lediglich die Karrieremöglichkeiten und das Streikverbot sind als nicht durchgehend at-

traktiv einzustufen. Schnelle Beförderungen und somit eine steile Karriere lässt das Be-

amtentum nicht zu. Durch die zwingende Erfüllung von sachlichen sowie persönlichen 

Voraussetzungen sind die Karrieremöglichkeiten stark eingeschränkt oder oft mit länge-

ren, teilweise auch mehrjährigen Wartezeiten verbunden. Auch das Streikverbot, das für 

Beamte gilt, ist nicht zwangsläufig attraktiv. So dürfen Beamte zwar aufgrund der Koali-

tionsfreiheit beispielsweise in Gewerkschaften tätig sein, an Streiks jedoch nicht teilneh-

men. Denn der Staat muss gewährleisten, dass er handlungsfähig bleibt und beschäftigt 

dafür Beamte, die dem Streikverbot unterliegen.  

Das Beamtentum ist somit trotz diverser Geringfügigkeiten dennoch attraktiv.  

5.3 Attraktivitätskriterien für die Statusgruppe der Tarifbeschäftigten  

Nachdem zuvor ausführlich auf die Attraktivitätskriterien für die Statusgruppe der Beam-

ten eingegangen wurde, sollen die zuvor gewählten Kriterien nun auf die Statusgruppe 

der Tarifbeschäftigten übertragen und analysiert werden.   

Vorab ist jedoch nochmals genauer auf die beiden Tarifverträge, die für den öffentlichen 

Dienst in Sachsen gelten, einzugehen. Wie bereits unter 5.1 erläutert, existieren der 

TVöD und der TV-L. Der TVöD in der Fassung der VKA gilt demnach für Tarifbeschäf-

tigte des Bundes und der Kommunen. Der TV-L in der Fassung der TdL gilt wiederum  

für die Tarifbeschäftigten der Bundesländer. Somit finden für den öffentlichen Dienst in 

Sachsen beide Tarifverträge Anwendung. Der TVöD, Fassung VKA, umfasst somit unter 

anderem die kreisfreien Städte Dresden, Leipzig und Chemnitz sowie kreisangehörige 

Städte und Gemeinden (vgl. KAV Sachsen o. J.). Der TV-L, Fassung TdL, umfasst alle 

Staatsbetriebe bzw. Einrichtungen, die vom Land Sachsen unterhalten werden. Aus 

Gründen der Vereinfachung und da beide Tarifverträge weitestgehend inhaltsgleich sind, 

wird in der vorliegenden Bachelorarbeit die Schreibweise TVöD/TV-L angewendet.   

5.3.1 Arbeitsplatzsicherheit 

Tarifbeschäftigte werden durch den Abschluss eines Arbeitsvertrages eingestellt. Dieser 

muss nach § 2 Abs.1 TVöD/TV-L schriftlich abgeschlossen werden. Somit liegt ein pri-

vatrechtliches Vertrags- bzw. Dienstverhältnis nach § 611 BGB vor. Die allgemeine Pro-

bezeit, die Tarifbeschäftigte zu absolvieren haben, beträgt sechs Monate. Eine kürzere 

Probezeit kann jedoch vereinbart werden, § 2 Abs. 4 TVöD/TV-L. Arbeitsverträge kön-

nen sowohl befristet als auch unbefristet gelten. Befristete Arbeitsverträge bedürfen 

grundsätzlich gem. § 14 Abs. 1 TzBfG einem sachlichen Grund, der die Befristung recht-

fertigt. Sofern ein sachlicher Grund vorliegt, darf die Befristung des Arbeitsvertrages eine 

Dauer von fünf Jahren nach § 30 Abs.2 TVöD/TV-L nicht übersteigen. Beschäftigte, die 

über einen solchen befristeten Arbeitsvertrag mit sachlichem Grund verfügen, sollen 
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demnach nach Satz 2 des § 30 Abs. 2 TVöD/TV-L bei der Besetzung von Dauerarbeits-

plätzen bevorzugt berücksichtigt werden, sofern sachliche und persönliche Vorausset-

zungen erfüllt sind.  

Befristete Arbeitsverträge ohne einen sachlichen Grund hingegen dürfen maximal über 

eine Dauer von zwei Jahren befristet und innerhalb dieser Zeit maximal dreimal verlän-

gert werden, § 14 Abs. 2, S1. TzBfG. Sowohl der TVöD als auch der TV-L sehen im § 

30 Abs. 3 vor, dass befristete Arbeitsverträge ohne sachlichen Grund in der Regel min-

destens über einen Zeitraum von 12 Monaten laufen sollen, mindestens aber 6 Monate 

umfassen müssen. Bevor der Arbeitsvertrag endgültig endet, soll der Arbeitgeber prüfen, 

ob eine unbefristete Weiterbeschäftigung möglich ist oder aber, ob eine weitere Befris-

tung erfolgen kann. Eine weitere, befristete Beschäftigung ist ohne Sachgrund beim sel-

ben Arbeitgeber gem. § 14 Abs. 2, S. 2 TzBfG nicht mehr möglich.  

Neben einer Befristung kann das Arbeitsverhältnis auch durch eine Kündigung jederzeit 

beendet werden. Die Kündigungsfrist richtet sich im öffentlichen Dienst nach der Be-

schäftigungszeit. So beträgt sie beispielsweise gem. § 34 Abs.1 TVöD/TV-L bei einer 

Beschäftigungszeit von einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines Kalenderviertel-

jahres, bei einer Beschäftigungszeit von acht Jahren vier Wochen zum Schluss eines 

Kalendervierteljahres und bei einer Beschäftigungszeit von 12 Jahren sechs Monate 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. Eine Besonderheit gilt hier für Beschäftigte, 

die nach den Tarifregelungen bis zum 30. September 2005 unkündbar waren. Diese 

bleiben auch weiterhin unkündbar gem. § 34 Abs. 2 TVöD/-TV-L. Ohne Kündigung endet 

das Arbeitsverhältnis entweder, wenn der Beschäftigte verrentet wird oder jederzeit 

durch gegenseitiges Einvernehmen, § 33 Abs. 1 Nr. 1+2 TVöD/TV-L.  

Somit lässt sich im Hinblick auf die Attraktivität der Arbeitsplatzsicherheit folgendes fest-

halten: Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Sachsen erhalten zwar nicht wie Beamte 

eine Anstellung auf Lebenszeit, genießen aber dennoch eine relativ hohe Arbeitsplatz-

sicherheit, da das Land bzw. die Kommunen als Arbeitgeber, anders als private Unter-

nehmen nicht „Pleite“ gehen können. Somit sind sie nicht gezwungen, aufgrund von 

Sparmaßnahmen, Stellen zu streichen. Nichtsdestotrotz sind auch das Land Sachsen 

und die kommunale Ebene in Sachsen zum Sparen verpflichtet, weshalb es häufig dazu 

kommt, dass im öffentlichen Dienst befristete Arbeitsverträge geschlossen werden. Zwar 

sind Beschäftigte, die einen befristeten Arbeitsvertrag mit sachlichem Grund erhalten 

haben bei der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, den-

noch bietet dies keine Gewähr für den Erhalt eines unbefristeten Arbeitsvertrages. Ha-

ben Beschäftigte hingegen ein befristetes Arbeitsverhältnis ohne Sachgrund erhalten, 

darf dieses ohne Sachgrund nicht nochmals verlängert werden, sodass danach in der 

Regel eine Entfristung zu erfolgen hat, was jedoch auch nicht vollkommen sicher ist.  
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Aus diesen Gründen ist die Attraktivität im Tarifbereich hinsichtlich der Arbeitsplatzsi-

cherheit zweigeteilt. Einerseits ist die Wahrscheinlichkeit, den Arbeitsplatz zu verlieren, 

relativ niedrig und dadurch attraktiv. Andererseits sind befristete Arbeitsverträge für Be-

schäftigte nicht von hoher Attraktivität. So wissen Beschäftigte bis kurz vor Ablauf des 

Arbeitsvertrages nicht sicher, ob man ihnen ein unbefristetes Arbeitsverhältnis anbietet 

oder ob ggf. eine weitere Befristung auf Zeit erfolgt. Diese Ungewissheit könnte zu hohen 

psychischen Belastungen führen, da Beschäftigte immer mit der Ungewissheit leben 

müssen, ihren Arbeitsplatz verlieren zu können. Abschließend ist daher zu sagen, dass 

ein  unbefristetes Beschäftigungsverhältnis im öffentlichen Dienst äußerst attraktiv ist. 

Liegt jedoch ein befristetes Arbeitsverhältnis vor, ist die Attraktivität geringer. Zwar be-

steht immer die Möglichkeit, dass das befristete Arbeitsverhältnis in ein unbefristetes 

umgewandelt wird, eine Garantie dafür erhalten Beschäftigte jedoch nicht.  

5.3.2 Vergütung 

Ein weiteres Kriterium, welches im Hinblick auf seine Attraktivität betrachtet werden soll, 

ist die Vergütung.  

Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst in Sachsen erhalten ein Entgelt, welches sich 

aus der Entgeltgruppe ergibt, in die der Beschäftigte eingruppiert ist. Es gilt der Grund-

satz der Tarifautomatik. Demnach „wird“ ein Beschäftigter nicht in die Entgeltgruppe ein-

gruppiert, sondern er „ist“ in eine Entgeltgruppe eingruppiert, was sich aus § 12 Abs. 1 

und 2 TVöD/TV-L ableiten lässt. Es erfolgt daher eine automatische Eingruppierung auf-

grund der Tätigkeit, die ein Beschäftigter wahrnimmt und nicht durch einen Eingruppie-

rungsakt des Arbeitgebers. Eine falsche Eingruppierung ist durch diese Vorgehensweise 

nicht möglich (vgl. Richter et. al. 2017: S. 15). § 12 TVöD/TV-L spricht in diesem Zusam-

menhang von Tätigkeitsmerkmalen. „Tätigkeitsmerkmale stellen die Anforderungen dar, 

die zur Eingruppierung in eine bestimmte Vergütungsgruppe führen.“ (dbb o. J.).  

Das Entgelt und dessen Höhe sind daher von zwei wesentlichen Faktoren abhängig: 

Erstens der Entgeltgruppe, die sich aus der ausgeübten Tätigkeit ergibt. Zweitens die 

Entgeltstufe, die für den Beschäftigten im Zusammenhang mit der Entgeltgruppe steht, 

§ 15 Abs. 1 TVöD/TV-L. Folglich richtet sich die Vergütung nach der Tätigkeit, die aus-

geübt wird und nicht nach der Ausbildung, die ein Beschäftigter vorweist. Insgesamt um-

fassen die Entgeltgruppen 2 bis 15 sechs Stufen, § 16 Abs. 1 TVöD/TV-L. Werden Be-

schäftigte neu eingestellt, werden sie grundsätzlich der Stufe 1 zugeordnet. Sofern der 

Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfahrung verfügt, d.h. der Beschäftigte ver-

fügt über berufliche Erfahrung in der entsprechenden Tätigkeit, kann er auch in einer 
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höheren Stufe als der Stufe 1 zugeordnet werden, § 16 Abs. 2 TVöD/TV-L. Die nächst-

höhere Stufe erreichen Beschäftigte in Abhängigkeit ihrer erbrachten Leistung und der 

Betriebszugehörigkeit jeweils nach einem, zwei, drei, vier und fünf Jahren (Stufenlauf-

zeit) in der jeweiligen Stufe, § 16 Abs. 3 TVöD/TV-L. Somit steigt das Entgelt in regel-

mäßigen Abständen an. Sofern Beschäftigte eine besonders gute Leistung erbringen, 

kann die Stufenlaufzeit verkürzt werden. Bei einer schlechten Leistung hingegen kann 

die Stufenlaufzeit verlängert werden, § 17 Abs. 2 TVöD/TV-L.  

Zusätzlich zum Tabellenentgelt erhalten Beschäftigte, auf die der TVöD, Fassung VKA, 

Anwendung findet, also Beschäftigte der Kommunen, Städte, Landkreise, etc. in be-

stimmten Fällen ein Leistungsentgelt. Das Leistungsentgelt nach § 18 Abs. 1 TVöD soll 

dazu beitragen, die öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern und die Motivation, Ei-

genverantwortung und Führungskompetenz der Beschäftigten zu stärken. Das Leis-

tungsentgelt kann somit als Leistungsprämie oder Erfolgsprämie bezeichnet werden. Es 

wird zusätzlich zum Tabellenentgelt gezahlt, § 18 Abs. 4 TVöD. Der TV-L sieht eine 

solche Leistungsprämie für seine Beschäftigten nicht vor.  

Was jedoch beide Tarifverträge vorsehen, ist eine Erschwerniszulage für Beschäftigte. 

Demzufolge werden nach § 19 TVöD/TV-L Erschwerniszuschläge für Arbeiten gezahlt, 

die besondere Erschwernisse beinhalten. Besondere Erschwernisse ergeben sich gem. 

Absatz 2 durch Arbeiten mit besonderer Gefährdung, extremer Hitzeeinwirkung, 

Schmutz- oder Staubbelastung, Strahlenexposition und sonstigen erschwerten Umstän-

den. Beschäftigte, auf die der TV-L Anwendung findet erhalten, sofern sie in Justizvoll-

zugseinrichtungen, Vorführbereichen der Gerichte, psychiatrischen Krankenhäusern 

und Abschiebehafteinrichtungen arbeitet gem. § 19a TV-L eine Vollzugszulage, wie sie 

auch Beamte in diesen Einrichtungen erhalten. Dies wiederrum sieht der TVöD nicht vor.  

Eine weitere Gemeinsamkeit beider Tarifverträge im Hinblick auf die Vergütung ist die 

Jahressonderzahlung, umgangssprachlich auch das „Weihnachtsgeld“, welches die Be-

schäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachsen erhalten. Gem. § 20 Abs. 1 TVöD/TV-

L erhalten Beschäftigte, die zum 1. Dezember des jeweiligen Jahres in einem Arbeits-

verhältnis stehen, eine Jahressonderzahlung. Für Beschäftigte im öffentlichen Dienst in 

Sachsen, auf die der TVöD (VKA) Anwendung findet, gilt demnach § 20 Abs. 3 TVöD 

(Tarifgebiet Ost). Für die Beschäftigten, auf die der TV-L Anwendung findet, gilt § 20 

Abs. 2 TV-L (Tarifgebiet Ost). Die Höhe der Jahressonderzahlung ist abhängig von der 

Entgeltgruppe, in der der Beschäftigte eingruppiert ist.   

Aus den zuvor erläuterten rechtlichen Vergütungsgrundlagen lässt sich nun im Hinblick 

auf die Attraktivität folgendes Ergebnis ableiten: Beschäftigte im öffentlichen Dienst in 

Sachsen erhalten ein Entgelt, welches sich aus der Entgeltgruppe und der jeweiligen 
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Stufe ergibt. Einher mit der Entgeltgruppe gehen die Tätigkeitsmerkmale, die sozusagen 

die Entgeltgruppe begründen. Durch den Grundsatz der Tarifautomatik ist das Entgelt 

abhängig von der Tätigkeit, die ein Beschäftigter wahrnimmt und nicht durch einen Ein-

gruppierungsakt seitens des Arbeitgebers. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass Be-

schäftigte für ihrer geleisteten Arbeit bezahlt werden.  

Durch das Stufenprinzip steigt das Entgelt der Beschäftigten in Abhängigkeit ihrer er-

brachten Leistung in regelmäßigen Abständen an. Gehaltsverhandlungen sind aus die-

sem Grund nicht notwendig. Sofern besondere Leistungen erbracht wurden, können Stu-

fenlaufzeiten sogar verkürzt werden, was  einen Ansporn darstellt. Diese Art der Vergü-

tung kann durchaus als attraktiv bezeichnet werden, da Beschäftigte im Gegenzug für 

ihre erbrachte Leistung entlohnt werden und das Entgelt in gewissen Zeitabständen an-

steigt. Besonders für Beschäftigte, auf die der TVöD (VKA) Anwendung findet, ist das 

Erbringen von guten Leistungen im Hinblick auf die Leistungsprämie ein zusätzlicher 

Ansporn und ergänzende Motivation. Ebenfalls als attraktiv kann die Jahressonderzah-

lung bezeichnet werden. Insgesamt ist die Vergütung für Tarifbeschäftigte im öffentli-

chen Dienst in Sachsen aus den zuvor genannten Gründen durchaus als attraktiv anzu-

sehen. 

5.3.3 Altersvorsorge 

Generell unterliegen die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachsen der gesetz-

lichen Rentenversicherungspflicht, da sie im Sinne des § 1 Nr. 1 SGB VI gegen Entgelt 

beschäftigte Arbeitnehmer sind. Der Rentenbeitrag wird jeweils zur Hälfte vom Arbeit-

nehmer, also dem Beschäftigten, und vom Arbeitgeber getragen (vgl. Deutsche Renten-

versicherung o. J.). Die Höhe des Beitrages richtet sich nach dem Entgelt, welches der 

Beschäftigte erhält (vgl. ebd.). Damit wäre die Altersvorsorge der Beschäftigten im öf-

fentlichen Dienst in Sachsen grundsätzlich abgedeckt.  

Jedoch gilt für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst eine Besonderheit: Sie erhalten 

eine sog. betriebliche Altersversorgung, § 25 TVöD/TV-L. Diese stellt eine Ergänzung 

zur gesetzlichen Rente dar und soll dazu beitragen, dass die Beschäftigten im Alter aus-

reichend versorgt sind (vgl. dbb o. J.).  Die einzelnen Regelungen zur betrieblichen Al-

tersversorge ergeben sich aus den, den TVöD und TV-L ergänzenden Tarifverträgen. 

So existieren einerseits der ATV und anderseits der ATV-K. Inhaltlich sind beide Tarif-

verträge identisch, lediglich ihre Geltungsbereiche unterscheiden die beiden Tarifver-

träge. Der ATV gilt demnach für Beschäftigte, deren Arbeitgeber Mitglied bei der VBL ist. 

Der ATV-K dagegen gilt für alle Beschäftigten, deren Arbeitgeber Mitglied einer Zusatz-

versorgungseinrichtung ist (vgl. dbb o. J.). Die betriebliche Altersversorgung wird wie 
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bereits der gesetzliche Rentenbeitrag jeweils anteilig vom Arbeitgeber und dem Beschäf-

tigten getragen, § 16 Abs. 1 ATV/ATV-K.  In diesem Zusammenhang behält der Arbeit-

geber einen gewissen Umlagesatz vom Entgelt des Beschäftigten ein und führt diesen 

an die Zusatzversorgungseinrichtung ab, § 16 Abs. 1 ATV/ATV-K.  

Betrachtet man nun die Altersvorsorge unter den zuvor erläuterten Faktoren im Hinblick 

auf die Attraktivität, lässt sich folgendes Ergebnis festhalten: Die Beschäftigten des öf-

fentlichen Dienstes in Sachsen sind im Alter durch die Beiträge, die sie zuvor in die Ren-

tenversicherung eingezahlt haben, abgesichert. Da die gesetzliche Rente aber unter al-

ler Wahrscheinlichkeit nach nicht ausreichen wird, um im Alter finanziell vollständig ab-

gesichert zu sein, zahlen öffentliche Arbeitgeber ihren Beschäftigten eine Zusatzversor-

gung. Damit sorgen öffentliche Arbeitgeber für ihre Beschäftigten und sichern sie auch 

im Alter finanziell ab. Zwar wird im Rahmen der Zusatzversorgung ein Anteil des Entgel-

tes vom Beschäftigten einbehalten, doch durch die schriftliche Niederlegung in den bei-

den Tarifverträgen TVöD und TV-L haben sich die Arbeitgeber dazu verpflichtet, die Zu-

satzversorgung zu zahlen, sodass sich Beschäftigte vollständig darauf verlassen kön-

nen. Die Zusatzversorgung stellt trotz des Arbeitnehmeranteils durchaus ein Attraktivi-

tätskriterium für Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Sachsen dar, da sie den Beschäf-

tigten zusätzlich zur Rente im Alter ausgezahlt wird und sie finanziell absichert.  

5.3.4 Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung 

Wie schon bei der Altersvorsorge sind die Beschäftigten auch im Rahmen der Kranken-

, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gesetzlich zur Beitragszahlung verpflichtet (vgl. 

aok 2019). Auch für diese drei Versicherungen ist die Regelung 50:50, heißt der Be-

schäftigte zahlt einen Teil, der Arbeitgeber den anderen Teil. Dadurch, dass Beschäftigte 

gesetzlich kranken- und pflegeversichert sind, müssen sie nicht, wie Beamte in Vorleis-

tung für die in Anspruch genommenen ärztlichen Behandlungskosten treten. Stattdessen 

werden die Behandlungskosten in vollem Umfang von der gesetzlichen Krankenkasse 

übernommen (vgl. Aischmann 2018). Neben der vollen Übernahme von Behandlungs-

kosten erhalten Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Sachsen gem. § 22 TVöD/TV-L 

auch ein sog. Krankengeld. Krankengeld erhalten Beschäftigte für eine Dauer von sechs 

Wochen, sofern sie ohne Verschulden, d.h. die Arbeitsunfähigkeit wurde vorsätzlich oder 

grob fahrlässig herbeigeführt, durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeits-

leistung verhindert sind, § 22 Abs. 1 TVöD/TV-L. Somit erhalten Beschäftigte trotz Krank-

heit für eine Dauer von sechs Wochen ihr regelmäßiges Tabellenentgelt, § 21 Abs. 1, S. 

1 TVöD/TV-L. Nach Ablauf der sechs Wochen wird ihnen dann gem. § 22 Abs. 2 

TVöD/TV-L ein Krankengeldzuschuss gewährt.  
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversi-

cherung für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachsen ebenfalls attraktiv 

sind. Durch die gesetzliche Pflicht zur Versicherung sind die Beschäftigten in allen drei 

Bereichen umfangreich abgesichert und müssen für entstandene Kosten nicht in Vor-

leistung treten. Durch die anteilige Übernahme der Beitragskosten durch den Arbeitneh-

mer halten sich die Beiträge für den Beschäftigten in einem zumutbaren Rahmen. Auch 

der Anspruch auf Krankengeld bzw. Krankengeldzuschuss kann als attraktiv angesehen 

werden, da er den Beschäftigten auch im Krankheitsfall finanziell absichert.   

5.3.5 Karriere 

Unter dem Attraktivitätsaspekt sollen auch mögliche Karrierechancen für Beschäftigte im 

öffentlichen Dienst in Sachsen betrachtet werden.  

Wie bereits bei der Vergütung unter 5.3.2 erwähnt, werden Beschäftigte aufgrund der 

Tätigkeit, die sie wahrnehmen, in eine Entgeltgruppe eingruppiert. Wenn sich somit die 

Tätigkeit des Beschäftigten ändert, kann ihm aus diesem Grund eine andere Entgelt-

gruppe übertragen werden. Diesen Fall bezeichnet man auch als Höhergruppierung. 

Eine Höhergruppierung ist, wie der Name schon vermuten lässt, die Zuordnung in eine 

höhere als die bisherige  Entgeltgruppe. Die Zuordnung erfolgt entweder durch die aus-

drückliche Übertragung seitens des Arbeitgebers oder aber durch das Hineinwachsen 

des Beschäftigten in eine höher bewertete Tätigkeit (vgl. dbb o. J.). Die Höhergruppie-

rung kann sozusagen als Beförderung angesehen werden. Das Verbot der Sprungbe-

förderung, welches für Beamte gilt, vgl. Punkt 5.2.5, gilt im Tarifbereich nicht. Dadurch 

ist es möglich, dass ein Beschäftigter der beispielsweise in Entgeltgruppe 9b eingrup-

piert wurde, aufgrund einer Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 11 eingruppiert wer-

den kann. Die dazwischen liegenden Entgeltgruppen müssen nicht durchlaufen werden.  

Neben der Möglichkeit einer Höhergruppierung bieten sowohl der TVöD als auch der 

TV-L den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachen weitere Qualifizierungs-

möglichkeiten. Ein hohes Qualifikationsniveau liegt demzufolge im Interesse von Be-

schäftigten und Arbeitnehmern, § 5 Abs. 1, S. 1 TVöD/TV-L. Beide Tarifverträge enthal-

ten eine Auflistung über Qualifizierungsmaßnahmen, die von Beschäftigten freiwillig in 

Anspruch genommen werden können. Gem. § 5 Abs. 3 TVöD/TV-L sind Qualifizierungs-

maßnahmen: Erhaltungsqualifizierung, Fort- und Weiterbildung, Umschulung, Wieder-

einstiegsqualifizierung. Folglich besteht für Beschäftigte des öffentlichen Dienstes in 

Sachsen stets die Möglichkeit einer beruflichen Weiterentwicklung. Sofern Beschäftigte 

sich dazu entschließen, eine Qualifizierungsmaßnahme in Anspruch zu nehmen, sind 

die Kosten der Maßnahme durch den Arbeitgeber zu tragen, Abs. 5 TVöD und Abs. 6 
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TV-L. In beiden Tarifverträgen gilt die Regelung, dass Zeiten von Qualifizierungsmaß-

nahmen als Arbeitszeit gelten, Abs. 6 TVöD und Abs. 5 TV-L.  

Im Ergebnis können die Karrieremöglichkeiten, die der öffentliche Dienst für Beschäftigte 

bietet, durchaus als attraktiv bezeichnet werden. Nimmt ein Beschäftigter eine höher-

wertige Tätigkeit wahr, geht damit gleichzeitig der Aufstieg in eine höhere Entgeltgruppe 

einher. Beschäftigte können durchaus auch in eine, nicht auf die bisherige Entgeltgruppe 

folgende, Entgeltgruppe aufsteigen, was höhere Gehaltssprünge zur Folge hat. Auch 

bieten die tariflich festgelegten Qualifizierungsmaßnahmen den Beschäftigten die Mög-

lichkeit, sich stets beruflich weiterentwickeln zu können. Somit sind die Karrierechancen 

im Tarifbereich des öffentlichen Dienstes in Sachsen für die Beschäftigten als attraktiv 

anzusehen.  

5.3.6 Streikrecht 

Im Zuge der Attraktivität soll auch das Streikrecht für die Beschäftigten im öffentlichen 

Dienst in Sachsen betrachtet werden.  

Anders als Beamte des öffentlichen Dienstes in Sachsen, dürfen Beschäftigte für ihre 

Rechte streiken. Das Recht zum Streiken ergibt sich aus Artikel 9 Abs. 3 GG. Wie zu 

Beginn unter 5.3 bereits erläutert, gelten für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 

der TVöD und der TV-L. Der TVöD wird zwischen der Bundesrepublik Deutschland, der 

VKA und verschiedenen Gewerkschaften vereinbart. Der TV-L wird durch die TdL eben-

falls mit diversen Gewerkschaften vereinbart. Beide Tarifverträge werden somit inhaltlich 

durch Verbände und Gewerkschaften mit den Arbeitgebern ausgehandelt. Die Tarifver-

träge werden in regelmäßigen Abständen durch sog. Tarifverhandlungen, insbesondere 

im Hinblick auf das Entgelt, die Arbeitszeit, den Urlaub und die Befristung für die Be-

schäftigten neu verhandelt (vgl. VKA o. J.).  

Im Rahmen dieser Tarifverhandlungen können Beschäftigte streiken und ihre Arbeit nie-

derlegen. Der Streik soll dazu beitragen, dass tarifvertragliche Forderungen der Ver-

bände und Gewerkschaften, wie beispielsweise die Erhöhung des Entgeltes auf Seiten 

des Arbeitnehmers angenommen und umgesetzt werden (vgl. dbb o. J.). Der Streik ist 

für Beschäftigte die wichtigste Arbeitskampfmaßnahme. Entscheiden sich Beschäftigte 

dazu, an einem Streik teilzunehmen, ist der Arbeitgeber nicht dazu verpflichtet, für die 

Zeit des Streiks den Arbeitslohn zu zahlen. Dennoch können Beschäftigte, sofern sie 

Mitglied in einer Gewerkschaft sind, ein Streikgeld durch die Gewerkschaft erhalten. Die-

ses soll teilweise den nicht gezahlten Arbeitslohn ausgleichen und Beschäftigte dazu 

ermutigen, trotz Ausbleiben des Arbeitslohns zu streiken (vgl. ebd.).  
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Alles in allem zeigt sich, dass das Recht zum Streik für Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst in Sachsen als attraktiv bezeichnet werden kann. Durch regelmäßige Tarifver-

handlungen werden die Tarifverträge unter anderem in Bereichen wie der Entgelthöhe 

oder den Urlaubstagen immer wieder neu auf die Bedürfnisse der Beschäftigten ange-

passt. Damit Arbeitgeber die geforderten vertraglichen Änderungen akzeptieren, können 

Beschäftigte durch das vorübergehende Niederlagen ihrer Arbeit einen gewissen Druck 

auf Arbeitgeber ausüben und so die Verbände und Gewerkschaften hinsichtlich ihrer 

Forderungen unterstützen. Die Tatsache, dass Beschäftigten während der Teilnahme an 

einem Streik kein Arbeitslohn durch den Arbeitgeber gezahlt wird, könnte einerseits zwar 

als unattraktiv angesehen werden, doch sofern sie Gewerkschaftsmitglied sind, erhalten 

sie ein Streikgeld, welches den nicht gezahlten Lohn teilweise ersetzen soll. Das Streik-

geld gleicht die Unattraktivität des Lohnverlustes daher in gewissen Teilen wieder aus.  

5.3.7 Urlaub und Arbeitszeit 

Der Urlaubsanspruch der Beschäftigten im öffentlichen Dienst in Sachsen ist tarifver-

traglich festgelegt. So beträgt der Erholungsurlaub bei einer wöchentlichen Arbeitszeit 

von fünf Tagen in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage, § 26 Abs. 1 TVöD/TV-L. Während 

des Erholungsurlaubes wird das Entgelt weiter gezahlt, § 26 Abs. 1 TVöD/TV-L. Neben 

dem festgelegten Anspruch auf Erholungsurlaub haben Beschäftigte bei bestimmten An-

lässen gem. § 29 TVöD/TV-L auch Anspruch auf eine Arbeitsbefreiung. Je nach Anlass 

können bis zu vier Tage Arbeitsbefreiung gewährt werden. Anlässe für eine Arbeitsbe-

freiung sind unter anderem nach § 29 Abs. 1 Nr. a bis e TVöD/TV-L die Niederkunft der 

Ehefrau, der Tod des Ehepartners, Elternteils oder Kindes, Umzug und Dienstjubiläum 

sowie das Vorliegen einer schweren Erkrankung eines Angehörigen.  

Aus den zuvor genannten Gründen können sowohl der Urlaubsanspruch, als auch die 

Arbeitsbefreiung als attraktiv bezeichnet werden.  

Neben dem Erholungsurlaub könnte auch die Arbeitszeit ein Attraktivitätskriterium für 

Beschäftigte im öffentlichen Dienst darstellen.  

Wie auch der Erholungsurlaub ist die Arbeitszeit tarifvertraglich festgelegt. So beträgt 

die wöchentliche Arbeitszeit für Beschäftigte im öffentlichen Dienst in Sachsen gem. § 6 

Abs. 1 b) TVöD und § 6 Abs. 1 c) TV-L 40 Stunden wöchentlich. Eine Besonderheit 

sehen beide Tarifverträge für den 24. und 31. Dezember vor. So sind Beschäftigte unter 

Fortzahlung des Entgeltes an beiden Tagen von der Arbeit freigestellt, § 6 Abs. 3 

TVöD/TV-L. Auch können Beschäftigte eine geringere, als die vertraglich festgelegte 

wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden vereinbaren. Eine Teilzeitbeschäftigung steht 

Beschäftigten demnach gem. § 11 Abs. 1 TVöD/TV-L befristet für eine Dauer von fünf 

Jahren mit der Option der Verlängerung dann zu, wenn sie entweder ein Kind unter 18 
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Jahren oder einen pflegebedürftigen Angehörigen betreuen oder pflegen. Auch für Be-

schäftigte, auf die keiner der zuvor genannten Gründe Anwendung finden kann, soll gem. 

§ 11 Abs. 2 TVöD/TV-L die Möglichkeit einer Teilzeitvereinbarung gewährt werden.  

Auch im Hinblick auf die Arbeitszeit kann die Attraktivität bejaht werden. Durch die fest-

gelte Arbeitszeit von 40 Stunden wöchentlich haben Beschäftigte eine genau vorgege-

bene tägliche Arbeitszeit von acht Stunden, was eine sichere Planung zulässt. Auch die 

Tatsache, dass eine Teilzeitbeschäftigung grundsätzlich auch Beschäftigten zusteht, die 

kein Kind oder pflegebedürftigen Angehörigen zu betreuen haben, kann als attraktiv für 

Beschäftigte angesehen werden.  

5.3.8 Umzugs- und Reisekosten, Trennungsgeld 

Auch die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachsen können Umzugs- und Rei-

sekosten sowie ein Trennungsgeld erhalten. Für Beschäftigte, auf die der TVöD (VKA) 

Anwendung findet, besagt der TVöD- BT-V in § 44 Abs. 1, dass für die Beschäftigte 

dieselben Bestimmungen wie für Beamte im Hinblick auf die Umzugs- und Reisekosten 

sowie das Trennungsgeld gelten. Für Beschäftigte, auf die der TV-L Anwendung findet, 

gilt aufgrund des § 23 Abs. 4 TV-L ebenfalls die Regelung, dass die Bestimmungen für 

Beamte auf die Beschäftigten übertragen werden dürfen.  

Die Tatsache, dass auch Beschäftigte des öffentlichen Dienstes denselben Anspruch 

auf Umzugs- und Reisekosten sowie Trennungsgeld wie Beamte haben, kann als attrak-

tiv bezeichnet werden.  

6 Vergleich der beiden Statusgruppen 

Die zuvor untersuchten relevanten Kriterien für Beamten und Tarifbeschäftigten sollen 

in diesem Kapitel miteinander verglichen werden. Im Ergebnis soll eine Aussage darüber 

getroffen werden, welche Statusgruppe innerhalb der gewählten Kriterien einen Vorteil 

gegenüber der anderen Statusgruppe besitzt.   

6.1 Arbeitsplatzsicherheit 

Die Arbeitsplatzsicherheit ist insbesondere für Beamte in Sachsen vollkommen gege-

ben. Durch die Ernennung „auf Lebenszeit“ erhalten Beamte einen Arbeitsplatz, mit dem 

sozusagen die Unkündbarkeit einhergeht. Lediglich durch besondere Ausnahmefälle, 

wie das Begehen einer Straftat mit Verurteilung, können Beamte aus dem Beamtenver-

hältnis entlassen werden und somit ihren Arbeitsplatz verlieren. Für die Beschäftigten 

hingegen gilt zwar keine Anstellung „auf Lebenszeit“, dennoch ist die Arbeitsplatzsicher-

heit auch für sie relativ hoch. Da das Land Sachsen sowie die kommunale Ebene in 

Sachsen als Arbeitgeber, anders als Unternehmen in der Privatwirtschaft, nicht insolvent 
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gehen können, ist der Arbeitsplatz relativ sicher. Zwar werden oft nur befristete Arbeits-

verträge ausgestellt, doch auch diese dürfen einerseits nur für einen gewissen Zeitraum 

befristet und andererseits auch nur beschränkt verlängert werden. In beiden Fällen ist 

eine Entfristung anzustreben. Daraus lässt sich schließen, dass für beide Statusgruppen 

des öffentlichen Dienstes in Sachsen eine relativ hohe Arbeitsplatzsicherheit gegeben 

ist, Beamte jedoch eine höhere Sicherheit als Beschäftigte genießen.   

6.2 Vergütung 

Beamte erhalten eine Besoldung nach dem Alimentationsprinzip. Beschäftigte eine tä-

tigkeitsbezogene Vergütung. Die Vergütung beider Statusgruppen richtet sich nach einer 

Besoldungs- bzw. Entgelttabelle. Sowohl die Beamten, als auch die Beschäftigten wer-

den in eine Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe mit der dazugehörigen Stufe eingruppiert. 

Für beide gilt, dass die Bezüge bzw. die Vergütung durch Erreichen der nächsten Stufe 

nach einem gewissen Zeitraum ansteigt. Auch sind für beide individuelle Gehaltsver-

handlungen nicht notwendig. Im Hinblick auf die Höhe lässt sich festhalten, dass das 

Entgelt für Beschäftigte zwar auf den ersten Blick höher ausfällt als die Besoldung der 

Beamten aber  durch die höheren Abzüge, die Beschäftigte von ihrem Bruttogehalt ha-

ben, erhalten Beschäftigte nach allen Abzügen deutlich weniger Netto von ihrem ur-

sprünglichen Brutto. So werden Beschäftigten von ihrem Bruttolohn die Sozialabgaben 

für Beiträge der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung abgezogen (vgl. Han-

delsblatt o. J.). Beamte dagegen müssen solche Abgaben nicht entrichten und haben 

somit mehr Netto vom Brutto (vgl. Rosenkranz und Reuter 2011). Die Vergütung der 

beiden Statusgruppen ist einerseits zwar sicher, unterscheidet sich aber andererseits 

insbesondere im Hinblick auf die Höhe, sodass Beamte im öffentlichen Dienst in Sach-

sen bei der Nettovergütung besser abschneiden als Beschäftigte.  

6.3  Vorsorge 

Auch die Vorsorge unterscheidet die beiden Statusgruppen deutlich.  

Mit Blick auf die Altersversorgung erhalten Beamte ein Ruhegehalt, welches im besten 

Fall 71,75 % von den letzten Bezügen beträgt. Beschäftigte dagegen erhalten kein Ru-

hegehalt, sondern eine Rente durch die Rentenversicherung. Das Rentenniveau der Be-

schäftigten liegt bei knapp 48 % des durchschnittlichen Bruttogehalts und ist somit deut-

lich unter dem der Beamten (vgl. Rosenkranz und Reuter 2011).  

Der öffentliche Dienst bietet für die Beschäftigten, eine Besonderheit: Sie erhalten eine 

betriebliche Altersversorgung. Arbeitgeber auf die der ATV, Fassung VKA, Anwendung 

findet, tragen einen Anteil von 4 % des zusatzversorgungspflichtigen Entgeltes. 2 % des 

zusatzversorgungspflichtigen Entgeltes beträgt der Anteil für Arbeitgeber, auf die der 

ATV, Fassung TdL, Anwendung findet (vgl. VBL o. J.). Die betriebliche Altersversorgung 
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soll dazu beitragen, dass die Ungleichheit zwischen Beamten und Beschäftigten verrin-

gert wird und die Beschäftigten auch im Alter ausreichend abgesichert sind.  

Unabhängig von der Altersversorgung ergibt sich eine weitere Unterscheidung innerhalb 

der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung. Beamte sind von diesen drei Ver-

sicherungen befreit. Statt einer Krankenversicherung erhalten Beamte eine Beihilfe, die 

einen gewissen Prozentanteil von entstandenen, ärztlichen Behandlungskosten über-

nimmt. Für Restkosten können Beamte eine zusätzliche Versicherung, i. d. R. eine pri-

vate Krankenversicherung abschließen. Sofern sie eine Behandlung in Anspruch ge-

nommen haben, müssen sie die entstandenen Kosten durch eigene finanzielle Mittel 

zahlen und im Nachhinein mit dem Dienstherrn abrechnen. Beschäftigte dagegen sind 

gesetzlich dazu verpflichtet, eine Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung abzu-

schließen. Die Beiträge der Versicherungen werden jeweils zur Hälfte vom Arbeitgeber 

und vom Arbeitnehmer getragen. Anders als Beamte müssen Beschäftigte nicht für ärzt-

liche Behandlungskosten aufkommen, da diese vollständig durch die Versicherung ge-

zahlt werden.  

Aus den zuvor genannten Gründen lässt sich daher sagen, dass Beamte durch ihr Ru-

hegehalt im Alter zwar besser versorgt und finanziell abgesichert sind. Im Hinblick auf 

die Krankenversicherung haben Beschäftigte jedoch einen Vorteil, da sie nicht für die 

Behandlungskosten in Vorleistung gehen müssen, sondern diese direkt und in vollem 

Umfang gezahlt bekommen.  

6.4 Karriere 

Die Karriere- und Aufstiegschancen sind im direkten Vergleich für beide Statusgruppen 

eingeschränkt bzw. an bestimmte Voraussetzungen geknüpft, die zwingend erfüllt sein 

müssen.  

So müssen Beamte befördert werden, um eine Besoldungsgruppe mit einem höheren 

Grundgehalt zu erhalten. Auch müssen sie jedes Amt durchlaufen und dürfen keines 

überspringen, sodass es teilweise sehr lange dauern kann, bis sie aufsteigen. Eine wei-

tere Voraussetzung ist das Vorhandensein einer freien Planstelle. Nur wenn eine freie 

Planstelle vorhanden ist, kann ein Beamter befördert werden. Diese Voraussetzung ist 

ebenfalls ein Grund dafür, dass Beamte oft sehr lange in einem niedrigeren Amt verwei-

len müssen.  

Für Beschäftigte sind die Karrierechancen etwas besser. Ihr Entgelt richtet sich nach der 

Tätigkeit, die sie wahrnehmen. Sofern sie eine höher bewertete Tätigkeit als die bishe-

rige wahrnehmen, können sie höhergruppiert werden und erhalten somit ein höheres 

Entgelt. Daher müssen Beschäftigte nicht befördert werden, sondern eine Tätigkeit 

wahrnehmen, die in ihrem Entgelt höher bewertet ist, als die bisherige Tätigkeit. Anders 
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als Beamte können Beschäftigte im Rahmen der Höhergruppierung einzelne Entgelt-

gruppen überspringen, sodass sie schneller in der Hierarchie bzw. der Entgeltgruppe 

aufsteigen können. Im Ergebnis sind Beschäftigte daher bei den Karrierechancen besser 

gestellt als Beamte.  

6.5 Streik 

Für Beamte gilt ein Streikverbot, für Beschäftigte ein Streikrecht. Somit zeigt auch hier 

der direkte Vergleich einen eindeutigen Unterschied. Beamte sind die Sicherheit für den 

Staat, dass seine, an die Beamten übertragenen Aufgaben, kontinuierlich erfüllt werden. 

Der Dienstherr untersagt seinen Beamten zwar einerseits die Teilnahme an Streiks, ge-

währt ihnen aber im Gegenzug besondere Rechte wie eine Alimentation oder ein Ruhe-

gehalt. Beschäftigte wiederum dürfen wie bereits erwähnt an Streiks teilnehmen und so 

Verbände und Gewerkschaften bei den Tarifverhandlungen mit Arbeitgebern unterstüt-

zen. Aus diesem Grund haben Beschäftigte gegenüber Beamten den Vorteil, dass sie 

an Streiks teilnehmen und so aktiv für eine Verbesserung ihres Gehalts, Urlaubs, etc. 

kämpfen dürfen.  

6.6 Weitere Attraktivitätskriterien  

Im Bereich des Urlaubs und der Arbeitszeit unterscheiden sich die Bedingungen nicht. 

Beide Statusgruppen haben einen Anspruch auf 30 Tage Erholungsurlaub sowie zusätz-

lichen Urlaub zu bestimmten Anlässen und eine identische wöchentliche Arbeitszeit von 

40 Stunden.   

Des Weiteren werden sowohl für Beamte als auch Beschäftigte Umzugs- und Reisekos-

ten sowie Trennungsgeld gezahlt, sofern dienstliche Gründe für das Entstehen der Kos-

ten verantwortlich sind. Aus diesem Grund hat auch hier keine Statusgruppe einen di-

rekten Vorteil gegenüber der anderen.   

Aus dem direkten Vergleich der beiden Statusgruppen wird deutlich, dass Beamte in den 

Bereichen Arbeitsplatzsicherheit und Besoldung im Vorteil gegenüber den Beschäftigten 

sind. Bei der Versorgung bestehen für beide Statusgruppen jeweils eigene Vorteile. Kar-

rierechancen und das Streikrecht wiederum, sind attraktiver für die Beschäftigten. Der 

Erholungsurlaub, die Arbeitszeit, die Umzugs- und Reisekosten sowie das Trennungs-

geld sind für beide identisch. Somit lässt sich im Ergebnis festhalten, dass der öffentliche 

Dienst in Sachsen für beide Statusgruppen durchaus attraktiv ist und keine Statusgruppe 

einen eindeutigen Vorteil gegenüber der anderen besitzt. 
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7 Vergleich mit der Privatwirtschaft 

Nachdem zuvor ausführlich aktuelle Kriterien für den öffentlichen Dienst in Sachsen auf 

ihre Attraktivität hin untersucht und die beiden Statusgruppen miteinander verglichen 

wurden, sollen die gewählten Kriterien nun auf die Privatwirtschaft übertragen werden. 

Ziel dieses Kapitels soll es sein, eine Aussage darüber treffen zu können, in welchen 

Bereichen der öffentliche Dienst eventuell attraktiver als die Privatwirtschaft ist und in 

welchen Bereichen ein Handlungsbedarf zur Attraktivitätssteigerung für den öffentlichen 

Dienst besteht. 

Anders als im öffentlichen Dienst, finden auf die Privatwirtschaft weder Beamtengesetze 

noch die beiden Tarifverträge TVöD und TV-L Anwendung. Dass Gesetze, die für säch-

sische Beamte des öffentlichen Dienstes in Sachsen gelten, nicht auf die Privatwirtschaft 

bezogen werden dürfen, ergibt sich unter anderem aus § 1 SächsBG, welchen den Gel-

tungsbereich explizit auf die Beamten des Freistaates Sachsen festlegt. Sowohl der 

TVöD, als auch TV-L legen ebenfalls den Geltungsbereich in § 1 für die Beschäftigten 

des öffentlichen Dienstes fest. In der Privatwirtschaft finden häufig branchenspezifische 

Tarifverträge Anwendung, die Tendenz zur Anwendung eines Tarifvertrages ist jedoch 

rückläufig (vgl. Zinke 2014). So wenden rund 51 % der Betriebe in Ostdeutschland kei-

nen Tarifvertrag an (vgl. Hans Boeckler Stiftung 2017).  

Da in der vorliegenden Bachelorarbeit nicht explizit auf jeden geltenden Tarifvertrag der 

Privatwirtschaft Bezug genommen werden kann und die Tendenz zur Anwendung gene-

rell rückläufig ist, werden die folgenden Kriterien ohne Berücksichtigung einzelner Tarif-

verträge betrachtet.  

7.1 Arbeitsplatzsicherheit 

Anders als der öffentliche Dienst ist die Privatwirtschaft laufend verschiedenen wirt-

schaftlichen Veränderungen ausgesetzt, die Einfluss auf die Arbeitsplatzsicherheit ha-

ben können.  

So ist beispielsweise die Konjunktur verantwortlich dafür, dass Arbeitsplätze geschaffen 

oder gestrichen werden. Konjunktur bezeichnet ganz grundlegend die wirtschaftliche 

Lage eines Landes (vgl. bpb o. J.). Im Jahr 2018 ist die Wirtschaft in Sachsen, besonders 

im ersten Halbjahr, unter anderem durch eine stabile Auftrags- und Exportentwicklung, 

durch Investitionen in Anlagen und Maschinen und durch eine starke Binnennachfrage 

gewachsen. Im zweiten Halbjahr 2018 schwächte das Wachstum jedoch ab, sodass die 

Sächsischen Industrie- und Handelskammern für das Jahr 2019 ein geringeres Wachs-

tum von knapp 1,2 % prognostizieren (vgl. IHK 2019: S. 1).  
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Durch das zuvor erwähnte geschwächte Wirtschaftswachstum für 2019 haben Unter-

nehmen in Sachsen eine schlechtere Geschäftserwartung. Besonders das Verkehrsge-

werbe und die Industrie rechnen mit Einbußen. Als Gründe nennen Unternehmen Ge-

schäftsrisiken wie den Fachkräftemangel, steigende Arbeitskosten bedingt durch Min-

destlöhne oder auch wirtschaftliche Rahmenbedingungen wie die Energiepolitik, Arbeits-

zeitgesetze oder das Dieselfahrverbot (vgl. ebd.: S. 2).  

Anteil der Unternehmen in Prozent (Basis Mehrfachantworten) 

(IHK 2019: S. 2). 

Bedingt durch die Geschäftsrisiken fällt auch die Personalplanung der Unternehmen in 

Sachsen für das Jahr 2019 verhaltener aus als noch im Vorjahr. Demnach beabsichtigen 

rund 22 % der befragten Unternehmen Arbeitskräfte einzustellen; zum Vergleich: 2018 

betrug die Zahl noch 27 %. 12 % aller Unternehmen rechnen sogar mit einer Personal-

abnahme, unter anderem bedingt durch Fluktuation und Renteneintritte. Insbesondere 

behindert der Fachkräftemangel Unternehmen daran, weiteres Personal einzustellen 

(vgl. ebd.: S. 3).  

Im Rahmen der Konjunktur muss an dieser Stelle auch die sog. „hire and fire“ Mentalität 

erwähnt werden. „Hire and fire“ bedeutet im deutschen so viel wie „einstellen und ent-

lassen“. So stellen Unternehmen in Zeiten eines Konjunkturaufschwungs zusätzliche Ar-

beitskräfte ein, die sie dann, sobald der Aufschwung nachlässt bzw. der Bedarf zurück 

geht, wieder entlassen (vgl. Wikipedia 2017).  

Für die Arbeitsplatzsicherheit unter Betrachtung der Konjunktur lässt sich folgendes Er-

gebnis festhalten: Die Konjunktur bzw. die wirtschaftliche Lage in Sachsen ist generell 

Abbildung 1: Risiken der wirtschaftlichen Entwicklung aus Sicht der Unternehmen 
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gesehen gut. Dennoch planen Unternehmen aufgrund diverser Geschäftsrisiken und we-

gen der rückläufigen Konjunkturprognose damit, weniger Personal einzustellen. Im Um-

kehrschluss lässt sich daher für Arbeitsplatzsicherheit folgendes sagen: Wäre die wirt-

schaftliche Lage in Sachsen schlecht, würden Unternehmen noch weniger bzw. gar kein 

Personal einstellen. Bereits eingestelltes Personal könnte dann unter Umständen auf-

grund der schlechten wirtschaftlichen Lage und den damit verbundenen Gewinneinbu-

ßen, seinen Arbeitsplatz verlieren. Auch die „hire and fire“ Mentalität begünstigt eine 

Arbeitsplatzunsicherheit. Somit sind Arbeitsplätze in der Privatwirtschaft immer ein Stück 

weit an die wirtschaftliche Entwicklung gebunden bzw. von ihr abhängig. Nur wenn es 

der Wirtschaft gut geht, können Unternehmen neue Arbeitskräfte einstellen und gleich-

zeitig vorhandenes Personal dauerhaft beschäftigen. Sobald sich die Konjunktur ver-

schlechtert, wenn auch nur minimal, werden Unternehmen ihre Personalplanung zurück-

fahren und im schlimmsten Fall Personal, bedingt durch die schlechte wirtschaftliche 

Lage, entlassen müssen.  

Die Arbeitsplatzsicherheit ist somit in der Privatwirtschaft deutlich niedriger als im öffent-

lichen Dienst, da Unternehmen, anders als öffentliche Arbeitgeber, mit ständig wech-

selnden wirtschaftlichen Bedingungen rechnen müssen und somit auch laufend dem Ri-

siko einer Insolvenz ausgesetzt sind, deren Konsequenz das Entlassen von Personal 

mit sich bringt.  

7.2 Gehalt 

Auch im Hinblick auf das Gehalt unterscheidet sich die Privatwirtschaft vom öffentlichen 

Dienst.  

Im öffentlichen Dienst sind sowohl die Besoldung der Beamten als auch das Entgelt der 

Tarifbeschäftigten durch Besoldungs- und Entgelttabellen klar festgelegt, ebenso die Er-

höhung durch das Erreichen von Stufen. In der Privatwirtschaft hingegen gibt es, wie 

unter Punkt 7. bereits erwähnt, in den meisten Unternehmen keine Tarifverträge, die das 

Gehalt festlegen. Angestellte müssen daher Gehaltsverhandlungen mit ihrem Chef füh-

ren oder aber, bereits im Vorstellungsgespräch ihre Gehaltsvorstellungen kundtun (vgl. 

Holzapfel 2009: S. 123).  

Auch unterscheidet sich der Gehaltsumfang in der Privatwirtschaft von dem des öffentli-

chen Dienstes. In der Privatwirtschaft erhalten viele Angestellte eine sog. Einmalzah-

lung, die der Jahressonderzahlung (40 bis 60 % im Tarifgebiet Ost) der Tarifbeschäftig-

ten im öffentlichen Dienst ähnelt (vgl. Haufe 2018). Die Höhe der Einmalzahlung ist ei-

nerseits von persönlichen Leistungen des Beschäftigten und andererseits vom Gewinn, 

den ein Unternehmen erzielt hat, abhängig (vgl. Holzapfel 2009: S.124). Besonders luk-
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rativ ist die Einmalzahlung in größeren Unternehmen, so betrug beispielsweise die Ein-

malzahlung für Angestellte bei Porsche im Jahr 2017 bis zu 9.300 € brutto (vgl. Porsche 

2018). 

Sofern Angestellte Überstunden leisten, können sie für diese eine Zulage erhalten. In 

den meisten Unternehmen werden geleistete Überstunden jedoch nicht durch eine Zu-

lage honoriert. Im Jahr 2017 lag die Zahl der Überstunden in Deutschland, die in der 

Privatwirtschaft geleistet wurden, bei knapp 2,1 Milliarden Stunden. Die Hälfte der ge-

leisteten Überstunden, knapp 1 Milliarde, blieben dabei unbezahlt (vgl. Tagesschau 

2018).  

Neben einer eventuellen Einmalzahlung und einer Überstundenzulage wird Angestellten 

in der Regel ein Urlaubsgeld gezahlt. Generell lässt sich sagen, dass Angestellte, auf 

die ein Tarifvertrag Anwendung findet, mit rund 71 % eher ein Urlaubsgeld erhalten, als 

Angestellte ohne Tarifvertrag. Dort erhalten lediglich 31 % ein Urlaubsgeld. Die Höhe 

des Urlaubsgeldes ist dabei sehr unterschiedlich und liegt zwischen 155 € und 2.355 € 

(vgl. Hans Boeckler Stiftung 2018: S. 1).  

Auch die Höhe des Gehalts in der Privatwirtschaft muss mit dem öffentlichen Dienst ver-

glichen werden. Demnach erhalten Männer und Frauen im öffentlichen Dienst in Ost-

deutschland, insbesondere in den unteren und mittleren Einkommensgruppen, ein deut-

lich höheres Gehalt als Männer und Frauen derselben Einkommensgruppe in der Privat-

wirtschaft (vgl. Tepe et. al. 2010: S. 6). In den höheren Einkommensgruppen sieht dies 

allerdings anders aus. Die Lohndifferenz zwischen dem öffentlichen Dienst und der Pri-

vatwirtschaft nimmt mit einem steigenden Qualifikationsniveau zu. Das bedeutet, dass 

Männer und Frauen mit einem hohen Bildungsabschluss (Fach-/Hochschulausbildung) 

in der Privatwirtschaft mehr verdienen können, als im öffentlichen Dienst (vgl. ebd.: S. 7 

f.).  

Ein weiterer Faktor, der im Hinblick auf das Gehalt betrachtet werden muss, ist der sog. 

“Gender Pay Gap“, zu Deutsch „die geschlechtsspezifische Lohnlücke“. „Der Gender 

Pay Gap ist die Differenz des durchschnittlichen Bruttostundenverdienstes (ohne Son-

derzahlungen) der Frauen und Männer im Verhältnis zum Bruttostundenverdienst der 

Männer“ (Statistisches Bundesamt o. J.). Besonders in der Privatwirtschaft ist der Gen-

der Pay Gap wesentlich höher als im öffentlichen Dienst. Das Statistische Bundesamt 

ermittelte für das Jahr 2017 einen Verdienstabstand in der Privatwirtschaft zwischen 

Männern und Frauen von rund 23 %. Zum Vergleich, im öffentlichen Dienst lag der Ver-

dienstabstand zwischen Männern und Frauen bei lediglich 10 % (vgl. ebd.). Eine mögli-

che Ursache dafür, dass der Verdienstabstand im öffentlichen Dienst geringer als in der 

Privatwirtschaft ist, ist in der starken Tarifbindung zu sehen. Wie bereits erwähnt, basiert 
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eine Bezahlung in der Privatwirtschaft selten auf einem Tarifvertrag, sodass Gehälter 

beliebig festgelegt werden können. Insbesondere Frauen sind in der Privatwirtschaft 

nicht so häufig in den oberen Leistungsgruppen beschäftigt, wie Frauen im öffentlichen 

Dienst. Daraus lässt sich schließen, dass Frauen im öffentlichen Dienst oft eine qualifi-

ziertere Tätigkeit mit höherem Verdienst ausüben, als Frauen in der Privatwirtschaft (vgl. 

bmfsfj 2009: S. 12).  

Aus den zuvor genannten Gründen lässt sich für das Gehalt in der Privatwirtschaft, ver-

glichen mit dem Gehalt des öffentlichen Dienstes, folgendes Ergebnis festhalten: Das 

Gehalt in der Privatwirtschaft ist in den meisten Unternehmen nicht durch einen Tarifver-

trag festgelegt, weshalb die monatliche Höhe, als auch Gehaltserhöhungen, durch den 

Angestellten verhandelt werden müssen. Unbezahlte Überstunden, kein festgelegtes Ur-

laubsgeld und der starke Lohnunterschied zwischen Mann und Frau schwächen die At-

traktivität des Gehalts in der Privatwirtschaft zusätzlich. Attraktiv und dem öffentlichen 

Dienst überlegen ist die Privatwirtschaft dagegen besonders im Hinblick auf die eventu-

elle Einmalzahlung und die höheren Gehälter, speziell in den oberen Einkommensgrup-

pen. So kann zum einen die Einmalzahlung, besonders in größeren Unternehmen, eine 

beachtliche Höhe betragen. Zum anderen sind Gehälter, gerade für hochqualifiziertes 

Personal, in der Privatwirtschaft weitaus höher als im öffentlichen Dienst und locken da-

her Fachkräfte mit Fach-/Hochschulabschluss eher in die Privatwirtschaft, als in den öf-

fentlichen Dienst. Somit ist das Gehalt in der Privatwirtschaft im Ergebnis, verglichen mit 

dem öffentlichen Dienst, zwar insbesondere in den oberen Einkommensgruppen höher; 

jedoch bietet der öffentliche Dienst durch seine Tarifverträge ein festes Grundgehalt, 

bezahlten Erholungsurlaub, eine klare Regelung zur Überstundenabgeltung und gerin-

gere Lohnunterschiede, was den öffentlichen Dienst attraktiver als die Privatwirtschaft 

macht.  

7.3 Vorsorge 

Wie bereits die Tarifbeschäftigten des öffentlichen Dienstes in Sachsen sind auch die 

Angestellten in der Privatwirtschaft gesetzlich renten-, kranken-, pflege- und arbeitslo-

senversichert, da sie gegen Entgelt beschäftigte Arbeitnehmer sind (vgl. aok 2019). Auch 

die Beiträge der Privatwirtschaft werden wie jene im öffentlichen Dienst, jeweils Anteilig 

vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer gezahlt (vgl. Deutsche Rentenversicherung o. J.).  

Im öffentlichen Dienst gibt es die Besonderheit, dass Beschäftigte eine betriebliche Al-

tersversorgung, welche explizit in den geltenden Tarifverträgen TVöD/TV-L niederge-

schrieben ist, vgl. 5.3.3, verbindlich erhalten. In der Privatwirtschaft dagegen werden wie 

bereits erwähnt, häufig keine Tarifverträge angewendet. Aus diesem Grund haben An-
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gestellte in der Privatwirtschaft keinen vertraglich geregelten Anspruch auf eine betrieb-

liche Altersversorgung. Dennoch gibt es für Angestellte in der Privatwirtschaft eine Mög-

lichkeit, eine Altersversorgung durch den Arbeitgeber zu erhalten. So können Angestellte 

in der Privatwirtschaft von ihrem Arbeitgeber die Zahlung einer Betriebsrente einfordern. 

Dies bedeutet, dass Arbeitgeber auf Verlangen des Angestellten dazu verpflichtet sind, 

einen gewissen Betrag vom Bruttolohn des Angestellten als Beitrag für eine betriebliche 

Altersversorgung zu verwenden. Durch die betriebliche Altersversorgung kann sich der 

Angestellte somit, auch ohne einen Tarifvertrag, zusätzlich für seine Rente absichern 

(vgl. Deutsche Rentenversicherung 2019: S. 4 f.). 

Insgesamt zeigt sich, dass sich die Vorsorge der Angestellten in der Privatwirtschaft nicht 

mit den Beamten des öffentlichen Dienstes vergleichen lässt, jedoch Gemeinsamkeiten 

im Hinblick auf die Vorsorge der Tarifbeschäftigten im öffentlichen Dienst vorhanden 

sind. So sind beide durch gesetzliche Bestimmungen renten-, kranken-, pflege- und ar-

beitslosen versichert. Auch sind die Beiträge in beiden Fällen jeweils auf den Arbeitgeber 

und den Arbeitnehmer verteilt. Lediglich die Altersversorgung unterscheidet die Privat-

wirtschaft vom öffentlichen Dienst. Während Beschäftigte im öffentlichen Dienst auf-

grund der tarifvertraglichen Regelungen keinen Einfluss auf die betriebliche Altersver-

sorge nehmen können, können Angestellte in der Privatwirtschaft, sofern kein Tarifver-

trag für sie Anwendung findet, selbst entscheiden, ob sie eine Betriebsrente von ihrem 

Arbeitgeber einfordern, oder aber, ob sie sich zusätzlich privat absichern. Somit haben 

Angestellte in der Privatwirtschaft, sofern keine tarifvertraglichen Regelungen bestehen, 

generell eine größere Auswahl für eine zusätzliche Absicherung im Alter, als Beschäf-

tigte im öffentlichen Dienst. Diese Tatsache kann einerseits als attraktiv gegenüber dem 

öffentlichen Dienst angesehen werden, da Angestellte in der Privatwirtschaft eine Wahl-

möglichkeit im Hinblick auf ihre Altersversorgung haben. Andererseits müssen sich Be-

schäftigte im öffentlichen Dienst keine Gedanken um eine zusätzliche Absicherung ma-

chen, da ihre Altersversorgung bereits tarifvertraglich abgesichert ist. Im Ergebnis kann 

somit der öffentliche Dienst im Hinblick auf die Vorsorge als attraktiver als die Privatwirt-

schaft bezeichnet werden.   

7.4 Karriere 

Unter Punkt 6.4 wurden bereits die Beamten und Tarifbeschäftigten im Hinblick auf die 

Karrieremöglichkeiten miteinander verglichen. Für beide Statusgruppen sind die Karrie-

remöglichkeiten im öffentlichen Dienst nur eingeschränkt und aufgrund bestimmter Vo-

raussetzungen, die zwingend erfüllt sein müssen, sehr langsam möglich. So können Be-

amte nur durch Beförderung Karriere machen und in der Hierarchie aufsteigen, vgl. 

Punkt 5.2.5, und Tarifbeschäftigte müssen eine höhere Tätigkeit, als die bisherige, aus-
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führen, vgl. 5.3.5. In der Privatwirtschaft sind solche Voraussetzungen mangels tarifver-

traglicher bzw. gesetzlicher Regelung nicht notwendig. In der Privatwirtschaft müssen 

daher keine freien Planstellen vorhanden sein, Stufen durchlaufen werden oder Tätig-

keitsbeschreibungen erfüllt sein.  

Weiterhin bietet die Privatwirtschaft ihren Angestellten, anders als der öffentliche Dienst, 

mehr Möglichkeiten zur beruflichen Weiterentwicklung an. Eine Methode zur Weiterent-

wicklung ist die „Training on-the-job“ Methode. Diese Methode soll Angestellten dazu 

dienen, sich im Rahmen ihrer wesentlichen Tätigkeit weiter zu entwickeln. Darunter fal-

len Maßnahmen wie „Job Enlargement“, bei der die Erweiterung des Aufgabenbereiches 

stattfindet, „Job Enrichment“, wodurch höherwertige Aufgaben wahrgenommen werden 

sollen und „Job Rotation“, um einen Wechsel von Tätigkeit zu erlangen. Durch diese 

Methoden soll sich der Angestellte gezielt weiterentwickeln. Neben diesen drei Metho-

den finden in der Privatwirtschaft oft auch Hospitationen statt. Im Rahmen einer Hospi-

tation sollen Angestellte in einer anderen Abteilung oder Niederlassung benachbarte 

Aufgabenbereiche des eigenen Unternehmens besser kennen lernen. Oft findet in der 

Privatwirtschaft im Rahmen einer Hospitation auch die Entsendung des Angestellten ins 

Ausland statt. Dadurch soll der Angestellte interkulturelle Kompetenzen und ein hohes 

Maß an Flexibilität erlangen. Neben der „Training on-the-job“ Methode, gibt es noch die 

„Training off-the-job“ Methode. Bei der „Training off-the-job“ Methode werden in erster 

Linie Inhalte vermittelt, die unabhängig von der aktuellen Tätigkeit sind, wie beispiels-

weise Seminare, Trainings oder Planspiele. (vgl. Kolb, et. al. 2010: S. 493-499).  

Somit bietet die Privatwirtschaft ihren Angestellten viele Möglichkeiten zur beruflichen 

Weiterentwicklung an, was sie äußerst attraktiv gegenüber dem öffentlichen Dienst 

macht. Zwar bietet der öffentliche Dienst Qualifizierungsmaßnahmen an, jedoch lassen 

sich diese nicht mit einer Hospitation im Ausland vergleichen und stehen der Privatwirt-

schaft damit in Sachen Attraktivität deutlich nach. Auch die Tatsache, dass Angestellte 

in der Privatwirtschaft wesentlich einfacher befördert bzw. Karriere machen können, da 

Voraussetzungen wie das Durchlaufen gewisser Stufen nicht vorhanden sind, macht die 

Privatwirtschaft mit Blick auf die Karriere attraktiver als den öffentlichen Dienst.  

7.5 Streik 

Im öffentlichen Dienst haben Beamte ein Streikverbot, Tarifbeschäftige ein Streikrecht. 

Für die Privatwirtschaft gilt generell, ebenso wie für die Tarifbeschäftigten des öffentli-

chen Dienst in Sachsen, ein Streikrecht. Das Recht auf Streik ergibt sich für Angestellte 

in der Privatwirtschaft wie schon für die Tarifbeschäftigten aus Artikel 9 Abs. 3 GG. Im 

öffentlichen Dienst streiken Beschäftigte um Gewerkschaften bei Tarifverhandlungen zu 
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unterstützen. In der Privatwirtschaft, wo häufig keine Tarifverträge angewendet werden, 

finden daher in der Regel keine Streiks statt. 

Aus diesem Grund lässt sich festhalten, dass Angestellte in der Privatwirtschaft zwar 

generell ein Streikrecht besitzen, Streiks aber in der Privatwirtschaft, speziell in Unter-

nehmen die keinen Tarifvertrag anwenden, nicht zielführend und Erfolg bringend sind. 

Somit ist der öffentliche Dienst im direkten Vergleich mit der Privatwirtschaft bezogen 

auf das Streikrecht für Beschäftigte attraktiver. Beschäftigte im öffentlichen Dienst wer-

den durch Gewerkschaften dabei unterstützt, ihre Forderungen durchzusetzen. In der 

Privatwirtschaft muss jeder Angestellte für sich selbst beispielsweise eine Gehaltsver-

handlung führen, oder auch bessere Arbeitsbedingungen aushandeln.  

7.6 Weitere Attraktivitätskriterien  

Für Beamte und Tarifbeschäftigte im öffentlichen Dienst wurden zuvor unter diesem 

Punkt Urlaub, Arbeitszeit, Umzugs- und Reisekosten sowie das Trennungsgeld betrach-

tet. Für die Privatwirtschaft lassen sich diese Kriterien nicht eindeutig bestimmen, da 

jedes Unternehmen seine eigenen Vorschriften zum Urlaub, der Arbeitszeit, den Um-

zugs- und Reisekosten sowie dem Trennungsgeld hat. Daher wird im Folgenden nur auf 

die insoweit vorhandenen, generellen gesetzlichen Grundlagen Bezug genommen.  

Für den Erholungsurlaub in der Privatwirtschaft findet das BUrlG Anwendung. Demnach 

haben alle Arbeitnehmer einen Anspruch von jährlich mindestens 24 Werktagen Erho-

lungsurlaub, § 3 Abs. 1 BUrlG. Heißt, alle Unternehmen in der Privatwirtschaft müssen 

ihren Angestellten mindestens 24 Werktage Erholungsurlaub gewähren.  

Die Arbeitszeit richtet sich in der Privatwirtschaft nach dem ArbZG. Dieses besagt, dass 

die werktägliche Arbeitszeit von Arbeitnehmern acht Stunden nicht überschreiten darf, § 

3 ArbZG. Somit dürfen Angestellte in der Privatwirtschaft maximal acht Stunden am Tag 

arbeiten.  

Für Umzugs- und Reisekosten sowie das Trennungsgeld gibt es keine allgemein gültige, 

gesetzliche Regelung, die auf die Privatwirtschaft Anwendung findet. Somit bestimmten 

Unternehmen selbst, ob und welchem Umfang sie ihren Angestellten solche Gelder ge-

währen.  

Zusammenfassend lässt sich daher sagen, dass die Privatwirtschaft, verglichen mit dem 

öffentlichen Dienst, Angestellten möglicherweise weniger Urlaubstage gewährt. So ha-

ben Angestellte in der Privatwirtschaft durch das BUrlG Anspruch auf mindestens 24 

Tage Erholungsurlaub. Dem gegenüber stehen die Beamten und Tarifbeschäftigten des 

öffentlichen Dienstes mit einem Anspruch auf 30 Tage Erholungsurlaub. Aus diesem 
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Grund ist der öffentliche Dienst mit Blick auf den Urlaub attraktiver als die Privatwirt-

schaft. Die Regelungen zur täglichen Arbeitszeit sind dagegen identisch. So beträgt die 

tägliche Arbeitszeit sowohl in der Privatwirtschaft als auch im öffentlichen Dienst acht 

Stunden. Ob die Privatwirtschaft ihren Angestellten Umzugs- und Reisekosten sowie ein 

Trennungsgeld gewährt, ist jedem Unternehmen selbst überlassen. Im öffentlichen 

Dienst sind die Ansprüche auf Umzugs- und Reisekosten sowie Trennungsgeld eindeu-

tig gesetzlich, als auch tarifvertraglich festgelegt, sodass der öffentliche Dienst durch 

seine Regelungen für diese Kriterien attraktiver als die Privatwirtschaft ist.  

8 Fazit 

Ist der öffentliche Dienst in Sachsen attraktiver als gedacht? Aufgrund des unter Punkt 

7. aufgeführten Vergleichs, kann die Ausgangsfrage dieser Bachelorarbeit im Ergebnis 

eindeutig bejaht werden.  

Der direkte Vergleich unter Punkt 7. hat deutlich gezeigt, dass der öffentliche Dienst in 

Sachsen in vielen Bereichen attraktiver als die Privatwirtschaft ist. So bietet der öffentli-

che Dienst in Sachsen einen sichereren Arbeitsplatz für seine Beschäftigten, als die Pri-

vatwirtschaft. Das Gehalt im öffentlichen Dienst ist insbesondere in den unteren und 

mittleren Einkommensgruppen höher als das der Privatwirtschaft. Auch ist die Lohndif-

ferenz zwischen Mann und Frau im öffentlichen Dienst weitaus geringer als in der Pri-

vatwirtschaft.  

Neben dem Gehalt punktet der öffentliche Dienst auch im Bereich der Altersvorsorge. 

Besonders Beamte sind im Alter durch ihr Ruhegehalt, welches im besten Fall 71,75 % 

von den letzten Bezügen beträgt, finanziell abgesichert. Aber auch die Tarifbeschäftigten 

sind durch die betriebliche Altersversorgung, die ihnen tarifvertraglich zugesichert ist, im 

Alter zusätzlich abgesichert. Ebenfalls attraktiver als die Privatwirtschaft ist der öffentli-

che Dienst mit Blick auf das Streikrecht, den Erholungsurlaub, die Umzugs- und Reise-

kosten und das Trennungsgeld. Die Tatsache, dass speziell Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst durch das Niederlegen ihrer Arbeit Verbände und Gewerkschaft bei Tarifverhand-

lungen unterstützen können und gleichzeitig einen gewissen Druck auf den Arbeitgeber 

aufbauen, sprechen für den öffentlichen Dienst. Mit 30 Tagen Erholungsurlaub sowie der 

Gewährung von Umzugs- und Reisekosten und der Zahlung eines Trennungsgeldes ist 

der öffentliche Dienst ebenfalls attraktiver als die Privatwirtschaft.  

Lediglich im Hinblick auf die Gehälter des oberen Einkommenssegmentes sowie den 

Karrierebereich muss der öffentliche Dienst seine Attraktivität ausbauen, um in Zukunft 

mit der Privatwirtschaft konkurrieren zu können. Er muss einerseits, um im Wettbewerb 

um Talente mithalten zu können, seine Gehälter für hochqualifiziertes Personal auf das 
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Niveau der Privatwirtschaft anheben und anderseits, seinen Beschäftigten bessere und 

schnellere Karrieremöglichkeiten bieten.  

Als abschließendes Fazit im Rahmen dieser Bachelorarbeit lässt sich sagen, dass der 

öffentliche Dienst bereits in vielen Bereichen äußerst attraktiv für Beschäftigte ist. Durch 

die gezielte Nutzung seiner vorhandenen Stärken kann der öffentliche Dienst den Wett-

bewerb um Talente mit der Privatwirtschaft durchaus für sich entscheiden und so die 

bevorstehenden, altersbedingten Personalabgänge kompensieren.   
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Kernsätze  

1. Der öffentliche Dienst ist attraktiver als gedacht, insbesondere auch attraktiver als 

die Privatwirtschaft.  

2. Der öffentliche Dienst bietet im Vergleich mit der Privatwirtschaft eine höhere Ar-

beitsplatzsicherheit, besseres Gehalt in den unteren und mittleren Einkommensgrup-

pen, eine bessere Vorsorge, mehr Erholungsurlaub, Umzugs- und Reisekosten so-

wie ein Trennungsgeld.  

3. Handlungsbedarf mit Blick auf eine Attraktivitätssteigerung besteht für den öffentli-

chen Dienst bei Gehältern in den oberen Einkommensgruppen und im Karrierebe-

reich.  
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Anhang 1: Altersstruktur im öffentlichen Dienst 2007 zu 4.1  

 

(Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen – L III 2 – j/07: S. 14) 
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Anhang 2: Altersstruktur im öffentlichen Dienst 2012 zu 4.1  

 

(Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen – L III 2 – j/12: S. 12) 
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Anhang 3: Altersstruktur im öffentlichen Dienst 2017 zu 4.1  

 
 
(Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen – L III 2 – j/17: S. 11) 
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